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Vorbemerkungen

Um den Lesefluss zu erleichtern, werden 
Begriffe, die sowohl in weiblicher als auch 
in männlicher Form existieren, meist nur in 
einer der Formen aufgeführt.

Verschiedene Übersichten erfassen nur ein 
oder zwei Stellen hinter dem Komma; es 
können sich daher hinter dem Komma 
Rundungsdifferenzen ergeben.

Statistische Auswertungen und Übersichten 
betreffen ausserdem nicht immer denselben 
Zeitraum wie die Jahresrechnung. Einzelne 
der ausgewerteten Zahlen können Moment-
aufnahmen darstellen. Daher können die 
statistischen Auswertungen und Über-
sichten zu einem gewissen Grad von der 
Jahresrechnung abweichen. Massgebend 
für die Jahresrechnung sind natürlich aus-
schliesslich die dort dargestellten Zahlen.  

7. April 2011
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« Wege entstehen dadurch, dass man sie geht»	

	 Franz Kafka 
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Vorwort

Verwaltungsratspräsident
Dr. Peter Wolf f

«Wege entstehen dadurch, dass man sie geht »

Aus der Sicht des Verwaltungs-

rates war das Jahr 2010 ein ru-

higes Jahr ohne grosse positive 

oder negative Überraschungen. 

Positiv zu vermerken ist, dass das 

AHV-Vermögen um CHF 103,94 

Mio. erhöht werden konnte und 

damit nach wie vor 10,64 Jahres-

ausgaben deckt. Dies vor al lem 

aufgrund eines Wertschrif tenan-

lageergebnisses von 3,36 %, was 

dem langjährigen Durchschnit t 

entspricht. 

Wie dem bisherigen Verlauf der 

Anlageergebnisse im Jahre 2011 

entnommen werden kann, sol lte 

sich dieser vorsichtig positive 

Trend for tsetzen und damit auch 

für die nächsten Jahre mit einer 

Deckung von rund 10 Jahresaus-

gaben durch das Fondsvermögen 

gerechnet werden können. 

Weniger er freul ich ist, dass die 

Einnahmen der AHV-Anstalt aus 

Beiträgen einen leicht rückläu-

f igen Trend von minus 1,74 % auf-

wiesen, was auf die leicht gesun-

kene Lohnsumme zurückzuführen 

ist. Hier bleibt zu hof fen, dass die 

Lohnsumme wieder etwas anstei-

gen und dann zumindest konstant 

bleiben wird, da weiterhin sin-

> Vorwort  des Verwal tungsratspräs identen

kende Lohnsummenergebnisse 

mittel- und langfr istig für die Fi-

nanzierung der AHV ernsthaf te 

Konsequenzen haben könnten. 

Ob und welche Änderungen es in 

der Struktur der Finanzierung der 

AHV geben wird, wird sich im lau-

fenden Jahr 2011 zeigen, wenn 

die Regierung diesbezüglich 

mit konkreten Anträgen an den 

Landtag gelangt. Soweit bisher 

bekannt, sol l vorgeschlagen wer-

den, dass der AHV-Staatsbeitrag 

ab 2015 eingefroren wird, was 

andererseits zu gewissen Ände-

rungen bei den Leistungen der 

AHV führen muss, damit die Fi-

nanzierung ohne Beanspruchung 

von Mitteln des Fondsvermö-

gens weiterhin gesicher t ist. Die 

diesbezüglich bisher bekannten 

Absichten der Regierung lassen 

darauf schliessen, dass auch bei 

einer zukünf tigen Reduktion des 

Staatsbeitrages die wesentl ichen 

Leistungen der AHV weiterhin ge-

sicher t erscheinen. 

Ausgesprochen stabil und da-

mit er freul ich stel len sich auch 

die Jahresergebnisse der Inval i-

denversicherung und der Fami-

l ienausgleichskasse dar. Trotz 

jeweils leicht gesunkener Bei-
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träge im Rahmen der grössen-

ordnungsmässigen Reduktion 

der AHV-Beiträge konnte bei der 

Inval idenversicherung ein po-

sitives Gesamtergebnis erzielt 

werden, da sich die Ausgaben für 

Leistungen der IV im Rahmen der 

Vorjahresausgaben hielten. 

Dasselbe tr i f f t im Prinzip auf die 

Jahresrechnung der Famil ien-

ausgleichskasse zu. Hier sanken 

die Ausgaben sogar leicht (um 

1,5 %) und aufgrund der Vermö-

genser trägnisse der gemeinsam 

mit dem AHV-Fonds verwalteten 

Wertschrif tenanlagen der Fami-

l ienausgleichskasse konnte de-

ren Fondsvermögen um mehr als 

10 % auf nunmehr CHF 118,23 

Mio. (entsprechend 2,43 Jahres-

ausgaben) gesteiger t werden. 

Die Verwaltungskostenrechnung 

schloss aufgrund der hohen Aus-

lagen für die EDV von mehr als 

CHF 5 Mio. mit einem negativen 

Gesamtergebnis von CHF 1,47 

Mio., welches aus dem Fonds der 

Verwaltungskostenrechnung aus-

geglichen wurde, der nunmehr 

noch restl ich CHF 4,88 Mio. be-

trägt und damit Deckung für rund 

ein Drit tel eines Jahresaufwandes 

an Verwaltungskosten bietet. 

Zusammenfassend kann aus 

der Sicht des Verwaltungsrates 

im Rückblick auf das Jahr 2010 

gesagt werden, dass die Ver-

waltung der Anstalten wiederum 

ausgezeichnete Arbeit geleistet 

hat und den Versicher ten und 

Beitragszahlern daher ein soli-

des Ergebnis präsentier t werden 

kann. Der Verwaltungsrat möchte 

daher al len Mitarbeiter innen und 

Mitarbeitern der Anstalten un-

ter Einschluss der Direktion den 

Dank für ihre ausgezeichnete Ar-

beitsleistung abstatten. 

Vaduz, 7. Apri l 2011

Liechtensteinische AHV-IV-FAK

Dr. Peter Wolf f

Präsident des Verwaltungsrates

Vorwort  des Verwal tungsratspräs identen
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E inleitung

Die AHV-IV-FAK-Anstalten gehö-

ren als selbständige Anstalten 

des öf fentl ichen Rechts nicht zur 

Landesverwaltung im engeren 

Sinne, nehmen jedoch hoheitl iche 

Aufgaben wahr und sind daher der 

al lgemeinen Staatsverwaltung im 

weiteren Sinne zuzurechnen. Sie 

unterstehen der Staatsaufsicht, 

welche von der Regierung aus-

geübt wird. Zusätzl ich zu den 

spezialgesetzl ichen Regelungen 

(AHVG usw.) gi lt auch  das Gesetz 

über die Steuerung und Überwa-

chung öf fentl icher Unternehmen 
(ÖUSG).  

Die Direktion ist zuständig für die 

Erstel lung des Geschäf tsberichts  
( Jahresbericht und Jahresrech-

nung ). 

Die externe Revisionsstel le wird 

von der Regierung eingesetzt. 

Sie hat nach Durchführung der 

Revision die entsprechenden Re-

visionsberichte erstel lt. 

 

Der Verwaltungsrat hat in seiner 

Sitzung vom 7. Apri l 2011 diese 

Berichte der Revisionsstel le zur 

Kenntnis genommen und den von 

der Direktion erstel lten Jahresbe-

r icht sowie die Jahresrechnung 

genehmigt. 

Entsprechend den gesetzl ichen 

Vorschrif ten stel len wir nun Antrag 

auf Genehmigung des Geschäf ts-

berichts 2010 (Jahresbericht und 

Jahresrechnung) durch die Re-

gierung. Dieser Geschäf tsbericht 

ist anschliessend durch die Re-

gierung dem Hohen Landtag zur 

Kenntnis zu bringen. Er ist zudem 

von den AHV-IV-FAK-Anstalten 

der Öf fentl ichkeit zugänglich zu 

machen. 

Hochachtungsvoll  

Vaduz, 7. Apri l 2010

Liechtensteinische AHV-IV-FAK

Dr. Peter Wolf f                              

Präsident des Verwaltungsrates

Walter Kaufmann                               

Direktor

Sehr geehrter Herr Regierungschef, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Regierungsräte 

> Ein le i tung
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1> Ergebnis im Überbl ick

AHV 	 2010	 2009	 +/− %
Beiträge	 205.26	 208.89	 − 1.74  %

Vermögenser trägnisse	 73.77	 233.09	 − 68.35 % 

Staatsbeitrag	 52.64	 49.67	 5.98 % 

Einnahmen total	 331.67	 491.65	 − 32.54 % 

Ausgaben	 − 227.73	 − 213.80	 6.52 % 

Gesamtergebnis	 103.94	 277.85	 − 62.59 % 

			 

Fondsvermögen	 2’422.39	 2’318.45	 4.48 %

Fonds = Jahresausgabe mal	 10.64	 10.84	

IV 	 2010	 2009	 +/− %
Beiträge	 40.54	 41.26	 − 1.75 % 

Vermögenser trägnisse	 0.03	 0.03	 0 %

Staatsbeitrag	 13.39	 12.38	 8.16 %

Einnahmen total	 53.96	 53.67	 0.54 %

Ausgaben	 − 53.92	 − 53.46	 0.86 %

Gesamtergebnis	 0.04	 0.21	 − 80.95 %

			 

Fondsvermögen	 2 .72	 2.68	 − 1.49 %

Fonds = Jahresausgabe mal	 0.05	 0.05	  

FAK 	 2010	 2009	 +/− %
Beiträge	 56.72	 57.71	 − 1.72 %

Vermögenser trägnisse	 3.23	 9.83	 − 67.14 % 

Staatsbeitrag	 0.00	 0.00	 0 %

Einnahmen total	 59.95	 67.54	 − 11.24 % 

Ausgaben	 − 48.67	  − 49.41	 − 1.50 % 

Gesamtergebnis	 11.28	 18.13	 − 37.78 % 

			 

Fondsvermögen 	 118.23	 106.95	 10.55 % 

Fonds = Jahresausgabe mal	 2.43	 2.16	

Verwaltungskosten 	 2010	 2009	 +/− %
Vergütung für übertragene Aufgaben	 1.71	 1.54	 11.04 %

Nettoer trag	 11.10	 12.33	 − 9.98 %

Ertrag total 	 12 .81	 13.87	 − 7.64 %

Aufwand für über tragene Aufgaben	 − 1.71	 −1.54	 11.04 %

Nettoaufwand	 − 12.57	 −11.49	 9.40 %

Aufwand total	 − 14.28	 − 13.03	 9.59 %

Gesamtergebnis	 − 1.47	 0.84	 − 275.00 %

			 

Fonds VK−Rechnung	 4.88	 6.36	 − 23.27 %

Fonds = Total-Jahresaufwand mal	 0.34	 0.49	

Fonds = Netto-Jahresaufwand mal	 0.39	 0.55	

( in Mio. CHF)

Anmerkung: Dieser Überblick er fasst nur 
zwei Stellen hinter dem Komma; es können 
sich daher bei der zweiten Stelle hinter dem 
Komma Rundungsdif ferenzen ergeben.
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2
2.1 Allgemeines

Die AHV-IV-FAK-Anstalten (Alters- 

und Hinter lassenenversicherung, 

Inval idenversicherung, Famil ien-

ausgleichskasse) sind formell drei 

einzelne öf fentl ich-rechtl iche An-

stalten. Per Gesetz sind sie je-

doch funktionell in Personalunion 

verbunden und haben identische 

Organisat ion

2.2 Organigramm

Organe (Verwaltungsrat, Direkti-

on, Revisionsstel le ). Sie unterste-

hen der Oberaufsicht durch die 

Regierung.

Staatliche Oberaufsicht: Regierung 

Finanzplanung
AL Harald Schädler 

Finanzplanung, Finanzbuchhaltung, 

Lohnadministration

Finanz- und Rechnungswesen
TL Monika Amann 

Beitragsinkasso, Rechnungswesen, 

Fre igabe der Zahlungen

Informatik
TL Mar tin Marxer 

War tung, Sicherheit, Suppor t, Projek te

PV und DMC
 TL Markus Al lemann
Kundendatenverwaltung, 

Dokumentenverwaltung, Haustechnik

Allgemeine Dienste
AL Harald Schädler 
Empfang, Zeiter fassung

AL Harald Schädler (1969)
Stv. Monika Amann 

AL Andreas Jäger (1966)
Stv. Huber t Maier

Stand: 31.12.2010

AL =  Abtei lungsle itung

TL = Teamleitung

in Klammern : Jahrgang

AL Peter Banzer (1951)
Stv. Rainer Kindle

Beiträge
TL Huber t Maier 

Festsetzung der Beiträge, Führung der 

Ind. Konti der Versicher ten, Kontrol le 

der Arbeitgeber 

Renten
TL Daniel Erni 

Festsetzung der Leistungen der AHV, 

Berechnung der AHV- und IV-Renten, 

Ergänzungsle istungen

Familienzulagen
TL Norman Fr ick 

Festsetzung von Gebur tszulagen, 

K inderzulagen, Al le inerziehendenzulagen 

und Dif ferenzausgle ich

IV-Sachbearbeitung
TL Rainer Kindle 

Eingl iederungsmassnahmen und Bemessung 

der inval idi tätsbedingten Einschränkungen 

bei Renten, Hi l f losenentschädigungen, 

Bl indenbeihi l fen

IV-Sekretariat
AL Peter Banzer 

Fal ler fassung, Koordination, Back-Of f ice

	
Rechnungskontrolle

AL Peter Banzer 
Kontrol le und Zahlung der Rechnungen für 

Arztber ichte, Gutachten, Eingl iederungs-

massnahmen (z.B. Taggeldausr ichtung)

Abklärung, Früher fassung
AL Peter Banzer 

Koordination mit Abklärungspersonen und 

«Case-Management-Par tner»

>

	 Abteilung	 Abteilung	 Abteilung
	 Zentrale Dienste	 Beiträge und Leistungen	 Invalidenversicherung

Revisionsstelle

KPMG (Liechtenstein ) AG

Überprüfung der Geschäf tsführung

Stabsstelle Direktionssekretariat
AL Michael Falk (1969)
Dir. Assist. Nicole Falk

Geschäf ts le i tungs-Sekretar iat, Personal-
wesen, Sitzungsprotokol le, Geschäf tsber icht

Stabsstelle Rechtsdienst
AL Jürgen Seel iger (1960)

Stv. Harry Hasler-Maier

Rechtsmit te l, Regress, Rechtsentwick lung 
(national und international )

Verwaltungsrat
Präsident : Dr. Peter Wolf f

Vizepräsident : Daniel Vogt

Mitglieder : Werner Hemmerle, Rober t 

Kaiser, Dr. Dorothee Laternser, Wolfgang 

Marxer, Werner Ospelt,

Strategische Führung / Vermögen

Direktion
Dir. Walter Kaufmann (1963)
Stv. Dir. Peter Banzer (1951)

Stv. Dir. Harald Schädler (1969)

Operative Geschäf tsführung 
(Versicherungs- und Verwaltungsbereich )
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> Organisat ion

2.3 Organe

Verwaltungsrat 

Präsident	 Dr. Peter Wolf f, Rechtsanwalt, Krüzbünt 2, Schaan 

Vize-Präsident	 Daniel Vogt, Treuhänder eidg. Fachausweis, Finanzerweg 10, Balzers

Mitgl ieder	 Werner Hemmerle, Drescheweg 1, Vaduz 

	 Rober t Kaiser, Badäl 37, Gamprin 

	 Dr. Dorothee Laternser, Haldenweg 2, Tr iesen 

	 Wolfgang Marxer, Oberstädtle 4, Nendeln

	 Werner Ospelt, Bangar ten 14, Vaduz

Revisionsstelle 	 KPMG (Liechtenstein ) AG, Landstrasse 99, Schaan

	 Mandatsleitung: Daniel Steiner (Wir tschaf tsprüfer)

	 Revisionsleitung: Markus Ackermann (Wir tschaf tsprüfer)

Direktion	

Direktor	 Lic. iur. Walter Kaufmann, Brata 4, Mauren 

Stv. Direktoren	 Peter Banzer, Bächliweg 8, Tr iesen 	

	 Harald Schädler, Im Täscherloch 27, Tr iesenberg

	

Abteilungsleiter / Stabsstellenleiter		

Beiträge und Leistungen	 Andreas Jäger, Feldkreuzweg 16, 6800 Feldkirch

Direktionssekretariat	 Michael Falk, Möliweg 18a, 9494 Schaan

Invalidenversicherung	 Peter Banzer, Bächliweg 8, Tr iesen 

Rechtsdienst	 Lic. iur. Jürgen Seeliger, Deutsche Strasse 13, 7203 Trimmis

Zentrale Dienste	 Harald Schädler, Im Täscherloch 27, Tr iesenberg

Kurz-Lebensläufe	 www.ahv.l i 

Bezüge	 im Anhang zur Jahresrechnung (Zif fer 2.7)

Der Verwaltungsrat bl ieb unverän-

der t. Er wurde – seinerzeit noch 

vom Landtag  – am 16. Juni 2008 

auf vier Jahre gewählt. Die Wahl 

von Rober t Kaiser er folgte am  

25. Juni 2008. Die Direktion ( pr i-

vatrechtl iche Arbeitsver träge ) 

wurde in den Jahren 2006 und 

2007 neu bestel lt ( Wahl durch 

den Verwaltungsrat, seinerzeit 

2.4 	Veränderungen im Berichtsjahr

auch mit Bestätigung durch die 

Regierung ).

Die Revisionsstel le wurde für das 

Berichtsjahr durch die Regierung 

neu bestel lt.
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Die AHV schliesst das Berichtsjahr 

mit einem Gewinn von CHF 103.94 

Mio. (Vorjahr: Gewinn von CHF 

277.85 Mio.). Die Ausgaben sind 

im erwarteten Ausmass angestie-

gen. Bedeutsam ist im Berichtsjahr, 

dass erstmals seit vielen Jahren ein 

Rückgang bei den Einnahmen aus 

den Beiträgen der Versicherten 

und Arbeitgeber zu verzeichnen ist 

(Rückgang des Lohnvolumens, auf 

dem Beiträge entrichtet werden).

3.2 Änderungen 

in der Gesetzgebung

Wesentlich im Berichtsjahr war v.a. 

die Einführung des ÖUSG (Gesetz 

über die Steuerung und Überwa-

chung öf fentlicher Unternehmen) 

und die damit einhergehende Än-

derung er Spezialgesetze und der 

Verordnungen ( AHVG usw.). Im 

Zusammenhang mit eben dieser 

«Corporate Governance» hat der 

Verwaltungsrat bestehende Regle-

mente angepasst und neue Regle-

mente erlassen. Diese wurden öf-

fentlich zugänglich gemacht (www.

a hv. l i / u e b e r-uns /o rga n i s a t i on / 

reglemente-des-verwaltungsrates.

html). Bei den vom Verwaltungsrat 

erlassenen Statuten steht noch 

die Genehmigung durch die Re-

gierung aus. 

 

Im Berichtsjahr er folgten Ände-

rungen im Steuerrecht und bei der 

Arbeitslosenversicherung, wobei 

diese erst nach Abschluss des 

Berichtsjahres wirksam werden. 

Die Änderungen im Bereich des 

Steuerrechts sind in Bezug auf 

die AHV-IV-FAK-Anstalten ver-

gleichsweise weniger bedeutsam 

(Beispiel : Quellensteuer auf Ren-

ten). Die Änderung bei der Ar-

beitslosenversicherung hingegen 

führte zu einer neuen Aufgabe: ab 

1. Januar 2011 sind die AHV-IV-

FAK-Anstalten für den Einzug der 

Beiträge an die Arbeitslosenversi-

cherung zuständig.

 

Im Weiteren hat die Regierung auf 

1. Januar 2011 eine Teuerungsan-

passung der verschiedenen von 

den AHV-IV-FAK-Anstalten aus-

gerichteten Leistungen beschlos-

sen. Für den wichtigen Eckwert 

«Mindestrente» ist nachstehend 

die Entwicklung der letzten Jah-

re aufgelistet: Mindestrente bei 

lückenloser Beitragsdauer bis 

3.1 Jahresergebnis

3Alters- und Hinter lassenenvers icherung

zum Eintritt des Versicherungs-

falles (Rentenskala 43). Wenn die 

Beitragsdauer nicht lückenlos ist, 

so reduzier t sich auch die Rente 

(Rentenskala 1 bis 42). Die ef fek-

tive Rente ist in den allermeisten 

Fällen höher als die Mindestrente, 

bis hin zur Maximalrente, welche 

das Doppelte der Mindestrente 

beträgt. Für die Teuerungsan-

passung besteht nach aktueller 

Rechtslage ein gesetzlicher Au-

tomatismus. Die nächste Anpas-

sung ist (wie oben beschrieben) 

für 2011 er folgt: Anhebung der 

Mindestrente um ca. 1.8 % bzw. 

auf CHF 1’160.

Weitere Änderungen in der Ge-

setzgebung, die im Berichtsjahr 

vorzubereiten waren, aber erst 

später in Kraf t treten, werden in 

Kapitel 12 aufgeführt.

Mindestrente bei lückenloser Beitragsdauer (in CHF, monatlich, 13 Mal jährlich ausgerichtet)

		  2001/02	 2003/04 	 2005/06	 2007/08	 2009/2010

	 Altersrente	 1’030	 1’055	 1’075	 1’105 	 1’140

	 Verwitwetenrente	 824	 844	 860	 884 	 912

	 Waisenrente	 412	 422	 430	 442 	 456

	 Kinderrente	 412	 422	 430	 442 	 456
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A l ters- und Hinter lassenenvers icherung

3.3 Statistische Auswertungen

Auszahlungen insgesamt

Bei den Auszahlungen entfallen 

über 99 % auf Renten und ein 

kleiner Anteil auf Vergütungen für 

Hilfsmittelkosten (Hörgeräte, Roll-

stühle usw.). Die im Berichtsjahr 

ausbezahlten Leistungen belau-

fen sich unter Berücksichtung von 

Renten, Hilfsmitteln, Rückerstat-

tungsforderungen /Verrechnungen 

auf CHF 227.73 Mio. (Vorjahr: CHF 

213.80 Mio.). Die Entwicklung seit 

1954 ist nachstehend dargestellt.
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Auszahlungen der AHV in Mio. CHF (1954 – 2010) 

Rentenzahlungen

Der bedeutendste Geschäf tsbe-

reich der AHV-IV-FAK-Anstalten, 

nämlich die Altersrenten, ist wie 

erwar tet weiterhin vom Volumen-

wachstum geprägt. 

Beim Rentenvorbezug ist eine ge-

wisse Stabil is ierung eingetreten, 

er bleibt jedoch weiterhin popu-

lär. Aktuell wählen 6 (Vorjahr: 7) 

von 10 Personen den Rentenvor-

bezug. Im Jahr 2010 gingen 1’041 

Altersrentenanträge ein (Vorjahr: 

1’021), davon wählten insgesamt 

62.5 % (Vorjahr 67.8 %) den Ren-

tenvorbezug und 37.5 % (Vorjahr 

32.2 %) das ordentl iche Rentenal-

ter. Von den insgesamt 651 neu-

en Vorbezugsrentnern wählten 

44.9 % (Vorjahr 50.1 %) einen Vor-

bezug um 4 Jahre. Der Antei l der 

Vorbezugsrenten am Gesamtbe-

stand ist naturgemäss weiterhin 

steigend, auch wenn der Antei l 

der Neurentner, die den Renten-

vorbezug wählen, erstmals nicht 

weiter anwächst. Die Generation 

von Altersrentnern, die im Be-

richtsjahr verstorben ist, ist zu 

einem grossen Teil ins Rentenal-

ter gekommen, als der Renten-

vorbezug noch gar nicht möglich 

oder weniger attraktiv war.
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Rentenbestand

 		 2006	 2007	 2008	 2009 	 2010	 Änderung
							       zum Vorjahr

	 Altersrenten	 12’632	 13’416	 14’105	 14’756	 15’498	 + 5.0 %
	 Kinderrenten	 291	 168	 174	 184	 191	 + 3.8 %
	 Zusatzrenten für Ehefrauen	 2’283	 2’388	 2’450	 2’442	 2’352	 − 3.7 %
	 Verwitwetenrenten	 1’233	 1’274	 1’353	 1’458	 1’540	 + 5.6 %
	 Waisenrenten	 363	 361	 356	 343	 363	 + 5.8 %
							     
	 Total	 16’802	 17’607	 18’438	 19’183	 19’944	 + 4.0 %

 		 2006	 2007	 2008	 2009 	 2010	 Änderung
							       zum Vorjahr

	 Total Altersrenten	 12’632	 13’416	 14’105	 14’756	 15’498	 + 5.0 %
	 davon Vorbezugsrenten	 4’096	 4’618	 5’224	 5’825	 6’465	 + 11.0 %
		  32.4 %	 34.4 %	 37.0 %	 39.5 %	 41.7 %	
		  		

Rentenvorbezug 

(Stand der Dezemberzahlung: ohne Kinderrenten, Zusatzrenten, Verwitwetenrenten und Waisenrenten)

Der grössere Teil der Rentenbe-

zügerinnen und Rentenbezüger 

wohnt im Ausland. Bei den im 

Dezember ausgerichteten 17’038 

Altersrenten und Verwitwetenren-

ten wohnten 6’515 Personen bzw. 

38.2 % (Vorjahr 38.9 %) in Liech-

tenstein und 10’523 Personen 

bzw. 61.8 % (Vorjahr  61.1 %) im 

Ausland. Diese im internationalen 

Vergleich ungewöhnliche Situa-

tion widerspiegelt den l iechten-

steinischen Arbeitsmarkt. Die im 

Ausland wohnhaf ten Personen 

haben jedoch in al ler Regel keine 

lückenlose Versicherungsdauer 

in Liechtenstein, da sie einen Teil 

ihrer Versicherungskarr iere in an-

deren Staaten haben. Das Total 

der ins Ausland ausgerichteten 

Rentenbeträge ist daher entspre-

chend tiefer als das Total der In-

landzahlungen.  

Total der AHV-Rentenzahlungen: geographische Verteilung

	 Länder	 2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 2010 in Mio. CHF

	 Liechtenstein	 68.5  %	 68.3 %	 68.0 %	 67.5 %	 65.7 %	 151.26
	 Österreich	 18.4  %	 18.3 %	 18.2 %	 18.2 %	 19.3 %	 44.44
	 Schweiz	 8.0  %	 8.1 %	 8.4 %	 8.8 %	 9.4 %	 21.56
	 Übriges Ausland	 5.1  %	 5.3 %	 5.4 %	 5.5 %	 5.6 %	 12.90
						    
	

Total	 100.0 %	 100.0 %	 100.0 %	 100.0 %	 100.0 %	 230.16

Ausgaben, Beiträge und Staatsbei-

trag haben sich meist kontinuierlich 

verändert (sprunghafte Änderungen 

3.4 Entwicklung des AHV-Fonds

sind in erster Linie auf Gesetzes-

änderungen zurückzuführen). Ka-

pitalerträge sind demgegenüber 

grossen Schwankungen in Abhän-

gigkeit von der Entwicklung der An-

lagemärkte unterworfen. 
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Entwicklung des AHV-Fonds in Mio. CHF

Jahr	 Ausgaben	 Einnahmen	 Kapital

	
Beiträge	 Staats− 	 Kapital− 	 Total 	 Jährliche 	 Stand 

	 Fonds im
	

	 beitrag 	 er träge 		  Veränderung 	 Ende Jahr 
	 Verhältnis

							       zu Jahres− 	
							       ausgabe

								      
	 1954	 0.37	 1.15	 0.44	 0.01	 1.60	 1.23	 1.23	 3.32
	 1955	 0.40	 1.29	 0.44	 0.05	 1.78	 1.38	 2 .61	 6.53
	 1956	 0.45	 1.48	 0.44	 0.08	 2.00	 1.55	 4.16	 9.24
	 1957	 0.52	 1.67	 0.44	 0.14	 2.25	 1.73	 5.89	 11.33
	 1958	 0.55	 1.82	 0.44	 0.20	 2.46	 1.91	 7.81	 14.20
	 1959	 0.59	 1.94	 0.44	 0.22	 2.60	 2.01	 9.82	 16.64
	 1960	 0.81	 2 .27	 0.44	 0.30	 3.01	 2 .20	 12 .02	 14.84
	 1961	 0.91	 2.75	 0.44	 0.37	 3.56	 2.65	 14.67	 16.12
	 1962	 0.98	 3.06	 0.44	 0.44	 3.94	 2.96	 17.64	 18.00
	 1963	 1.07	 3.37	 0.44	 0.55	 4.36	 3.29	 20.92	 19.55
	 1964	 1.93	 3.85	 0.44	 0.54	 4.83	 2.90	 23.83	 12.35
	 1965	 2 .13	 4.14	 0.44	 0.69	 5.27	 3.14	 26.97	 12 .33
	 1966	 2.96	 5.00	 1.00	 0.88	 6.88	 3.92	 30.89	 10.44
	 1967	 3.43	 5.26	 1.00	 1.13	 7.39	 3.96	 34.86	 10.16
	 1968	 3.80	 6.03	 1.00	 1.34	 8.37	 4.57	 39.44	 10.38
	 1969	 5.39	 8.08	 1.08	 1.46	 10.62	 5.23	 44.67	 8.29
	 1970	 5.70	 9.72	 1.14	 1.88	 12 .74	 7.04	 51.72	 11.02
	 1971	 6.56	 12.18	 1.31	 2.23	 15.72	 9.16	 60.88	 9.28
	 1972	 7.95	 13.37	 1.59	 2.52	 17.48	 9.53	 70.41	 8.86
	 1973	 14.57	 23.77	 2.92	 3.13	 29.82	 15.25	 85.66	 5.88
	 1974	 15.78	 27.97	 3.16	 4.06	 35.19	 19.41	 105.07	 6.66
	 1975	 19.16	 28.21	 3.84	 5.78	 37.83	 18.67	 123.74	 6.46
	 1976	 20.00	 29.74	 4.00	 6.64	 40.38	 20.38	 144.12	 7.21
	 1977	 22.02	 33.26	 4.41	 6.93	 44.60	 22.58	 166.64	 7.57
	 1978	 23.03	 34.41	 4.61	 7.24	 46.26	 23.23	 189.87	 8.24
	 1979	 24.43	 38.16	 4.89	 7.72	 50.77	 26.34	 216.21	 8.85
	 1980	 29.27	 41.77	 5.29	 9.72	 56.78	 27.51	 243.71	 8.33
	 1981	 27.73	 44.44	 5.54	 13.00	 62.98	 35.25	 279.02	 10.07
	 1982	 31.57	 48.27	 6.31	 13.99	 68.57	 37.00	 316.02	 10.01
	 1983	 33.67	 49.37	 6.61	 14.55	 70.53	 36.86	 352.88	 10.48
	 1984	 38.18	 53.02	 7.56	 15.83	 76.41	 38.23	 391.11	 10.24
	 1985	 40.03	 56.29	 7.95	 18.54	 82 .78	 42 .75	 433.86	 10.84
	 1986	 42.88	 61.53	 8.52	 20.44	 90.48	 47.61	 481.47	 11.23
	 1987	 40.83	 63.86	 8.11	 11.35	 83.32	 42.49	 523.96	 10.38
	 1988	 47.88	 71.82	 9.57	 25.32	 106.58	 58.70	 582.66	 12.17
	 1989	 49.41	 76.82	 9.85	 26.16	 112.83	 63.43	 646.09	 13.08
	 1990	 54.09	 83.02	 10.79	 11.82	 105.64	 51.55	 697.64	 12 .90
	 1991	 59.70	 88.48	 11.88	 45.11	 145.46	 85.77	 783.41	 13.12
	 1992	 66.51	 92.30	 13.28	 53.26	 158.83	 92.32	 875.73	 13.17
	 1993	 72.80	 95.86	 14.56	 50.25	 160.67	 87.87	 963.60	 13.24
	 1994	 75.75	 98.95	 15.23	 42.59	 156.77	 81.02	 1’044.63	 13.79
	 1995	 80.52	 107.15	 13.44	 49.02	 169.61	 89.11	 1’133.74	 14.08
	 1996	 83.55	 106.35	 15.12	 64.34	 185.81	 102.26	 1’236.00	 14.79
	 1997	 99.50	 111.55	 17.96	 95.43	 224.94	 125.44	 1’361.44	 13.68
	 1998	 107.56	 119.42	 19.44	 79.36	 218.22	 110.66	 1’472.10	 13.69
	 1999	 113.17	 139.14	 20.41	 84.73	 244.28	 131.11	 1’603.21	 14.16	
	 2000	 118.32	 141.50	 21.45	 123.63	 286.58	 168.26	 1’771.47	 14.97	
	 2001	 138.75	 150.95	 32.14	 − 25.94	 157.15	 18.40	 1’789.87	 12.89	
	 2002	 147.50	 156.69	 33.77	 − 139.42	 51.04	 − 96.46	 1’693.41	 11.48	
	 2003	 156.19	 153.29	 35.50	 108.98	 297.77	 141.58	 1’834.99	 11.74	
	 2004	 163.10	 158.01	 36.86	 58.28	 253.15	 90.05	 1’925.04	 11.80	
	 2005	 172.27	 166.59	 38.71	 198.66	 403.96	 231.69	 2’156.73	 12 .51	
	 2006	 179.10	 177.08	 40.18	 98.39	 315.65	 136.55	 2’293.28	 12.80	
	 2007	 190.58	 187.35	 44.58	 5.08	 237.01	 46.43	 2’339.71	 12.27	
	 2008	 198.69	 198.24	 46.63	 − 345.30	 − 100.43	 − 299.12	 2’040.59	 10.27	
	 2009	 213.80	 208.89	 49.67	 233.09	 491.65	 277.86	 2’318.45	 10.84
	 2010	 227.73	 205.26	 52 .64	 73.77	 331.67	 103.94	 2’422.39	 10.64
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Die nachfolgende Graf ik zeigt, 

dass die AHV sich seit 2003 nicht 

mehr al lein aus Beitragseinnah-

men f inanzieren konnte. Im Jah-

re 2008 hat sich die «Schere» 

beinahe geschlossen ( 99.8 % ), 

ist im Jahre 2009 jedoch wieder 

auseinander gegangen ( 97.7 % ) 

Direktion und Abteilungsleiter: v. l. Andreas Jäger (Leiter Beiträge und Leistungen), Peter Banzer (Leiter IV, Stv. Direktor) ,
Jürgen Seeliger (Leiter Rechtsdienst) , Walter Kaufmann (Direktor) , Michael Falk (Leiter Direktionssekretariat ) , Harald 
Schädler (Leiter Zentrale Dienste, Stv. Direktor)

Verhältnis von Ausgaben und Beitragseinnahmen in Mio. CHF ( 2000 – 2010 ) 

225

200

175

150

125

100

	 2000	 2001	 2002	 2003	 2004	 2005	 2006	 2007	 2008	 2009	 2010

und hat sich im Berichtsjahr 2010 

durch den Rückgang der Bei-

tragseinnahmen entscheidend 

geöf fnet ( 90.1 % ) 
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Der aus den al lgemeinen Staats-

mitteln aufgebrachte Staatsbei-

trag wird seit Jahrzehnten in 

Prozenten der Ausgaben bemes-

sen. Bei hohen Ausgaben wächst 

somit zwingend auch dieser Tei l 

der Einnahmenseite paral lel mit 

den Ausgaben an. Hinzu kommt 

auch ein Teil der zweckgebunden 

verwendeten Einnahmen aus 

der LSVA-Abgabe. Aktuell sind 

im Rahmen der Sanierung des 

Staatshaushalts Änderungen 

an diesem Modus geplant 

(Vernehmlassungsbericht der 

Regierung vom 1. Februar 2011 

betref fend die Anpassung des 

Staatsbeitrags sowie die lang-

fr istige f inanziel le Sicherung der 

AHV).   

Vermögenser träge sind demge-

genüber Schwankungen in Ab-

hängigkeit von der Entwicklung 

der Finanzmärkte unterwor fen. 

2008 war diesbezüglich das 

schlechteste Jahr in der Geschich-

te der AHV. Das Jahr 2009 brach-

te eine entscheidende Erholung. 

Im Berichtsjahr 2010 entwickelten 

sich die Vermögenser träge im  

üblichen Ausmass. Der Entwick-

lung des AHV-Fonds kommt nach 

wie vor grosse Bedeutung zu. Je 

A l ters- und Hinter lassenenvers icherung

Senkrecht: Entwicklung des AHV-Fonds in Mio. CHF; waagrecht : Zeitachse 1954  –  2010

länger der Fonds hoch gehalten 

werden kann und entsprechend 

auch Vermögenser trägnisse er- 

bringen kann, desto weniger müs-

sen andere Finanzierungsquellen 

bemüht werden. 

Der AHV-Fonds beläuf t sich per 

31. Dezember 2010 auf CHF 

2’422.39 Mio. (Vorjahr: CHF 

2’318.45 Mio.). Die Entwicklung 

seit 1954 ist nachstehend darge-

stel lt. 

Entwicklung des AHV-Fonds in Mio. CHF (1954 – 2010 ) 
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Im Verlauf der Zeit gab es meh-

rere Regelungen, welche eine 

bestimmte Zielgrösse des AHV-

Fonds def inier ten. 1969 wurde 

verlangt, dass der Fonds wäh-

rend eines 20-jährigen Finanzie-

rungsabschnit tes im Durchschnit t 

mindestens das Zehnfache einer 

Jahresausgabe zu betragen hat 

und in keinem Jahr unter den 

achtfachen Betrag der Jahres-

ausgabe sinken dar f. 1973 wurde 

festgeschrieben, dass der Fonds 

mindestens das Fünf fache und 

höchstens das Zehnfache einer 

Jahresausgabe zu betragen hat. 

1982 wurde die heutige Regelung 

eingeführ t, wonach das Vermö-

gen der Anstalt mindestens das 

Fünf fache einer Jahresausgabe 

betragen soll.

Die tatsächliche Entwicklung des 

Fonds im Verhältnis zur jeweil igen 

Jahresausgabe ist nachstehend 

seit 1954 graf isch dargestel lt. 

Aktuell entspricht der AHV-Fonds 

dem Betrag von 10.64 Jahresaus-

gaben (Vorjahr: 10.84 Jahresaus-

gaben). 

Senkrecht: Fonds im Verhältnis zur Jahresausgabe (z.B. 1996 war der Fonds 14.97 Mal grösser als die Jahresausgabe); 

waagrecht: Zeitachse 1954 – 2010

Verhältnis des AHV-Fonds zu den Jahresausgaben (1954 – 2010 ) 
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Was die Zukunf tsperspektive an-

geht, so hat die AHV im bisher üb-

l ichen Turnus von 5 Jahren auch 

im Jahre 2010 wiederum eine 

versicherungstechnische Prüfung 

vornehmen lassen. Dem Gutach-

ten der LCP Libera AG vom 9. Jul i 

2010 ist u.a. zu entnehmen, dass 

die AHV ihre Verpf l ichtungen un-

ter den getrof fenen Annahmen 

und gemäss dem angewendeten 

Berechnungsmodell über den 

gewählten Betrachtungszeitraum 

der nächsten 20 Jahre wird er fül-

len können. Allerdings reduzier t 

sich das wichtige Verhältnis des 

AHV-Fonds zur Jahresausgabe in 

al l den im Gutachten betrachte-

ten Szenarien ab dem Jahr 2020 

und sinkt je nach Szenario unter-

schiedlich stark ( im ungünstigsten 

Szenario auf unter acht «Jahres-

ausgaben in Reserve»). Der bis-

her schon beobachtete langfr istig 

ungünstige Trend kommt also wie 

bei den zahlreichen anderen Gut-

achten auch in der aktuellen ver-

sicherungstechnischen Prüfung 

zum Ausdruck. Das Gutachten 

konnte hinsichtl ich der Szenarien 

v.a. die zuletzt geplanten Geset-

zesvorhaben nicht vol lumfänglich 

vorwegnehmen, da die gesetzge-

berischen Arbeiten erst begonnen 

hatten: Reduktion des Staatsbei-

trags an die AHV zur Sanierung 

des Staatshaushaltes, verbunden 

mit Massnahmen auf der Einnah-

men- und Ausgabenseite der AHV 

zur – angesichts der Kürzung des 

Staatsbeitrags –  noch wichtiger 

werdenden f inanziel len Siche-

rung der AHV . Die f inanziel len 

Auswirkungen dieser geplanten 

Gesetzesänderungen werden 

im Vernehmlassungsbericht der 

Regierung näher beleuchtet. 

Auf diesen Vernehmlassungs-

bericht ( RA 2010   / 3024-6000 ) 

vom 1. Februar 2011 wird ver-

wiesen (www.l lv.l i /amtsstel len/ 

l l v- rk-amtsgeschaef te-vernehm-

lassungen.html ). Auf Seite 28 ist 

dargestel lt, wie sich der AHV-

Fonds im Verhältnis zu den Jah-

resausgaben künf tig entwickeln 

könnte; in Abhängigkeit davon, 

ob der Staatsbeitrag gekürzt wird 

bzw. ob bestimmte Massnahmen 

zur f inanziel len Abfederung der 

Staatsbeitragskürzung getrof fen 

werden.  

Quel le : Vernehmlassungsber icht der Regierung vom 1. Februar 2011 betr. die Neuregelung des an die Alters- und Hinter lassenenver-
sicherung (AHV) ausger ichteten Staatsbeitrages sowie der Einführung von Massnahmen zur f inanzie l len Sicherung der AHV, Seite 28

AHV-Fonds im Verhältniszu Jahresausgaben 
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4.1 Jahresergebnis

Die IV schliesst das Berichtsjahr 

mit einem Überschuss von  CHF 

37’346.15 ( im Vorjahr: Über-

schuss von CHF 208’078.55). 

Entscheidend für dieses Ergeb-

nis sind zwei Umstände: zum ei-

nen ist der Aufwand im Vergleich 

zum Vorjahr leicht gestiegen; 

zum anderen besteht eine beson-

dere Regelung hinsichtl ich des 

Staatsbeitrages. Ein steigender 

Aufwand kann dazu führen, dass 

der IV-Fonds wächst. Der Staats-

beitrag ist bei der Einführung der 

IV im Jahre 1960 auf «mindestens 

die Hälf te der jährl ichen Ausga-

ben» festgelegt worden. Diese 

Regelung wurde mehrmals geän-

der t und lautet aktuell (seit 2006), 

dass der Staatsbeitrag von 

grundsätzl ich 50 % des jährl ichen 

Gesamtaufwandes entsprechend 

dem IV-Betr iebsergebnis re-

duzier t wird, um zu verhindern, 

dass das IV-Vermögen auf über 

5 % des jährl ichen Gesamtauf-

wandes anwachst. Das hat zur 

Folge, dass bei steigenden Aus-

gaben der IV-Fonds auf 5 %des 

Aufwands wächst.

Der Gesamtaufwand im Berichts-

jahr beträgt CHF 54.43 Mio. und 

ist um CHF 0.75 Mio. höher als 

im Vorjahr (Vorjahr: CHF  53.68  

Mio.). Entsprechend der gesetz-

l ichen Regelung steigt das IV-

Vermögen um CHF 0.04 Mio. (5 % 

von CHF 0.75 Mio.). Der IV-Fonds 

entspricht somit CHF 2.72 Mio. 

(entsprechend 5 % des jährl ichen 

Aufwandes von CHF 54.43 Mio.).

Von der Regelung zur Reduzie-

rung des IV-Staatsbeitrags hat 

der Staat wie schon in den Vorjah-

ren auch im Berichtsjahr prof itie-

ren können. Der Gesamtaufwand 

(das Total aus Renten, Einglie-

derungsmassnahmen, Kollektive 

Leistungen sowie Abschreibung/

Herabsetzung von Beiträgen) 

l iegt bei CHF 54.43 Mio. Wenn 

der Staatsbeitrag bei CHF 27.22 

Mio. (50 %) wäre, so würde das 

IV-Vermögen auf CHF 16.55 Mio. 

anwachsen: Kapital am Jahres-

anfang (CHF 2.68 Mio.) zuzüglich 

Er trag (CHF 40.57 Mio.; Beiträge, 

Nachzahlung abgeschriebener 

Beiträge, Rückerstattungsforder-

ungen /Verrechnungen, Zinser trag) 

zuzüglich Staatsbeitrag (hypothe-

tische CHF 27.22 Mio.) abzüglich 

Aufwand (CHF 53.92 Mio.). Der 

Staatsbeitrag reduzier t sich je-

doch um CHF 13.83 Mio. auf CHF 

13.39 Mio.), um das IV-Vermögen 

mit CHF 2.72 Mio. bei der Grenze 

von 5 % des Gesamtaufwandes zu 

halten. Der Staatsbeitrag für das 

Jahr 2010 l iegt somit bei 24.60 % 

des Gesamtaufwandes ( im Vor-

jahr: 23.05 %). 

 

4.2 Änderungen in der 

Gesetzgebung

Die für die AHV beschriebenen 

Änderungen gelten auch für die 

IV (siehe Kap. 3.2).  

Im Weiteren wurde aufgrund eines 

Ur tei ls des Fürstl ich Liechtenstei-

nischen Staatsgerichtshofs vom 

21. Mai 2010 (StGH 2009/182) 

die Regelung von Ar t. 90 Abs. 2 

Bst. c der Verordnung zum Gesetz 

4Inval idenvers icherung>
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Mindestrente bei lückenloser Beitragsdauer ( in CHF, monatlich, 13 Mal jährlich ausgerichtet )

		  2001/02	 2003 /04 	 2005 / 06	 2007/ 08	 2009/10

	 Ganze Rente (IV-Grad mind. 67 %)	 1’030	 1’055	 1’075	 1’105	 1’140

	 Halbe Rente ( IV-Grad 50 – 66 %)	 515	 528	 538	 553	 570

	 Vier telsrente ( IV-Grad 40– 49 %)	 258	 264	 269	 276	 285

	 Kinderrente zu ganzer Rente	 515	 528	 538	 442	 456

	 Kinderrente zu halber Rente	 258	 264	 269	 221	 228

	 Kinderrente zu Vier telsrente	 129	 132	 135	 110	 114

4.3 Statist ische Auswertungen

Früherfassung

Die Zahl der Anmeldungen lag 

im Berichtsjahr bei 151 (Vorjahr: 

153). Davon waren 43 Selbstan-

meldungen und 108 Anmeldungen 

durch Drit tpersonen (Arbeitgeber, 

Ärzte, Versicherungen). Von den 

insgesamt 151 Anmeldungen hat-

ten 47 Personen entweder keinen 

Bedar f oder kein Interesse an ei-

ner Früher fassung; bei 6 Personen 

stand am 31. Dezember des Be-

r ichtsjahres die Rückmeldung, ob 

sie an der Früher fassung tei lneh-

men wollen, noch aus. 

Wichtige Resultate im Berichts-

jahr waren 10 Fälle einer Weiter-

beschäf tigung am bisherigen Ar-

beitsplatz sowie 2 Fälle, in denen 

es zu beruf l ichen Massnahmen 

kam. In 16 Fällen gab es nach 

der Früher fassung Anträge auf 

IV-Leistungen (z.B. eben Renten-

anträge). In 43 Fällen resultieren 

nach der Früher fassung Folgeauf-

träge an die Case Manager. Die 

weiteren Fälle hatten unterschied-

l ichen Ausgang (Arbeitsvermitt-

lung, keine Notwendigkeit wei-

terer Massnahmen usw.).

Auszahlungen insgesamt

Bei den Auszahlungen entfäl lt 

mit ca. 70.0 % der grösste Teil 

auf Renten (Vorjahr: 70.2 %; vgl. 

die Betr iebsrechnung IV, jeweils 

unter Ausklammerung der Rück-

erstattungsforderungen und Ver-

rechnungen). Die im Berichtsjahr 

ausbezahlten Leistungen – un-

ter Berücksichtung von Renten, 

E i n g l i e d e r u n g s m a s s n a h m e n , 

über die Inval idenversicherung als 

ver fassungswidrig aufgehoben. 

Dies hat zur Folge, dass die Kor-

rektur einer ursprünglich zu Un-

recht zugesprochenen IV-Rente 

für die Zukunf t erschwer t wird. 

Für den wichtigen Eckwert «Min-

destrente» ist nachstehend die 

parallel zu AHV gehende Entwick-

lung der letzten Jahre aufgelistet: 

Mindestrente bei der Rentenska-

la 43, die im Falle der Invalidität 

auch erreicht werden kann, wenn 

nicht 43 Beitragsjahre vorliegen.  

Entscheidend ist, dass bis zum 

Eintritt der Invalidität keine Bei-

tragslücken vorliegen. Die nächste 

Anpassung ist für 2011 erfolgt: An-

hebung der Mindestrente um ca. 

1.8% bzw. auf CHF 1’160.– für die 

«ganze IV-Rente». 

kol lektiven Leistungen sowie  

Rückerstattungsforderungen/Ver-

rechnungen – belaufen sich auf 

CHF 53.92 Mio. ( im Vorjahr: CHF 

53.46 Mio.). Die Entwicklung seit 

1960 ist auf Seite 21 dargestel lt.

Rentenbestand

Hinsichtl ich der verschiedenen 

Leistungsar ten der IV bietet der 

Rentenbestand die wohl wich-

tigste Kennzif fer (Stand der De-

zemberauszahlung). Die Betrach-

tung über einen Zeitraum von 10 

Jahren zeigt eine gewisse Stabi-

l is ierung. Die Anzahl der Inval i-

denrenten ist von 2001 bis 2005 

eher stark angestiegen und hat 

seit 2006 kaum mehr entschei-

dend zugenommen (ganz im Un-

terschied zur Anzahl der Alters- 
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renten, die Jahr für Jahr kontinu-

ier l ich wächst). Die Entwicklung 

 		 2006	 2007	 2008	 2009 	 2010	 Änderung
							       zum Vorjahr

	 Ganze Inval idenrenten	 1’753	 1’693	 1’678	 1’699	 1’651	 − 2.8 %
	 Halbe Inval idenrenten	 416	 447	 471	 495	 502	 + 1.4 %
	 Vier tel Inval idenrenten	 76	 76	 81	 85	 87	 + 2.4 %
	 total Stammrenten	 2’245	 2’216	 2’230	 2’279	 2’240	 − 1.7 %
	 gewichtete Stammrenten (1)	 1’980	 1’936	 1’934	 1’968	 1’924	 − 2.2 %
	 Kinderrenten	 854	 718	 689	 689	 659	 − 4.4 %

(1) Gewichtete Stammrente: V ier te lsrente wird nur zu ¼ und halbe Rente nur zu ½ gezählt. 
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der letzten 10 Jahre ist graf isch 

dargestel lt; etwas detai l l ier tere 

Zahlen für die letzten 5 Jahre sind 

tabellar isch aufgelistet.
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 		 2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 Änderung
							       zum Vorjahr

Rentenzahlungen

Im Dezember des Berichtsjahres 

wurden 2’240 (Vorjahr 2’279) In-

validenrenten ausgerichtet (ohne 

Kinderrenten, ohne Zusatzrenten 

für die Ehefrau), wobei 1’144 Per-

sonen bzw. 51.1 % in Liechtenstein 

und 1’096 Personen bzw. 48.9 % 

im Ausland wohnten. Im Dezember 

des Vorjahres lag das Verhältnis 

bei 51.3 % und 48.7 %. Diese im in-

ternationalen Vergleich ungewöhn-

liche Situation widerspiegelt den 

liechtensteinischen Arbeitsmarkt.

Die Situation präsentiert sich somit 

auch hinsichtlich der geografischen 

Verteilung in der IV ähnlich wie bei 

der AHV, ein direkter Vergleich zur 

AHV sollte jedoch nicht gezogen 

werden.

Total der IV-Rentenzahlungen: geografische Verteilung

	 Länder 	 2006 	 2007	 2008	 2009	 2010	 2010 in Mio. CHF

	 Liechtenstein	 74.1  %	 73.5 %	 73.9 %	 73.0 %	 75.9 % 	 35.19

	 Österreich	 11.6 %	 11.8 %	 11.5 %	 10.8 %	 9.9 %	 4.56

	 Schweiz	 9.1 %	 9.4 %	 9.7 %	 10.9 %	 9.7 %	 4.51

	 Übriges Ausland	 5.2 %	 5.3 %	 4.9 %	 5.3 %	 4.5 %	 2.08

	 Total	 100.0 %	 100.0 %	 100.0 %	 100.0 %	 100.0 %	 46.34	

Die Anzahl der Rentenanmel-

dungen war im Berichtsjahr 

mit 489 etwas höher als im 

Vorjahr (465). Weitere Kenn-

zif fern sind nachstehend ta-

bellar isch dargestel lt. Um Miss-

verständnisse zu vermeiden, ist zu  

beachten, dass sich die jährl iche 

Veränderung der Gesamtzahl der 

Rentner nicht aus der Dif ferenz 

zwischen Rentenzusprachen und 

Rentenaberkennungen ableiten 

lässt. Es sind auch weitere Mu-

tationen zu berücksichtigen, wie 

z. B. der altersbedingte Wechsel 

von der IV-Rente zur Altersrente, 

der nicht jedes Jahr gleich hoch 

ausfäl lt. Im Berichtsjahr wurden 

mehr neue Renten zugespro-

chen (248) als im Vorjahr (227).  

Das Verhältnis von Zusprachen 

(45%) zu Abweisungen (55%) ist 

ähnlich wie im Vorjahr (44% zu 

56%). Die Entwicklung der Ren-

tenaberkennungen und Renten-

herabsetzungen ist rückläuf ig (59 

im Jahre 2006, 54 im Jahre 2007, 

53 im Jahre 2008, 37 im Jahre 

2009 und eben 28 im Berichtsjahr 

2010 ). 

Rentenzusprachen bei 
Neuanträgen

310
(55%)

235
(47%)

285
(47%)

227
(44%)

248
(45%)

+ 9.3%

Rentenabweisungen bei 
Neuanträgen

251
(45%)

260
(53%)

321
(53%)

292
(56%)

300
(55%)

+ 2.8%

Total 561
(100%)

495
(100%)

606
(100%)

519
(100%)

548
(100%)

+ 5.6%

Beschlüsse zur Heraufset-
zung laufender Rentenstufen

21 24 26 19 21 + 10.5%

Beschlüsse zur Beibehaltung 
laufender Rentenstufen

477 515 526 531 514 – 3.2%

Beschlüsse zur Herabsetzung 
laufender Rentenstufen

31 22 21 22 11 – 50.0%

Beschlüsse zur Aberkennung
laufender Renten

28 32 32 15 17 + 13.3%
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4.4 Entwicklung des IV-Fonds

Wie in Zif f. 4.1 ausgeführ t, 

schliesst die IV das Berichtsjahr 

mit einem kleinen Gewinn; der 

Fonds erhöht sich auf ca. CHF 

2.72 Mio. per Ende Berichtsjahr.

4.5 «50 Jahre IV» 

Mit der Begehung dieses Jubilä-

ums schliesst sich eine Tri logie 

von Jubiläen: 50 Jahre AHV anno 

2004, 50 Jahre FAK anno 2008 

und nunmehr 50 Jahre IV im Jah-

re 2010. Das Jubiläum der IV war 

weniger der IV selbst gewidmet. 

Im Vordergrund standen vielmehr 

die Behinder tenorganisationen, 

denen an der Ausstel lung vom 

4. bis 12. Mai 2010 in der Spör-

ry Fabrik in Vaduz Gelegenheit 

geboten wurde, ihr Angebot in 

Inva l idenvers icherung

v.l.n.r. Leiterin der Stabstelle für Chancengleicheit Bernadette Kubik-Risch, I.D. Fürstin Marie von und zu Liechtenstein, 
Landtagsvizepräsidentin Dr. iur. Renate Wohlwend, Regierungsrat Hugo Quaderer, Regierungsrätin Dr. Renate Müssner, 
Direktor Walter Kaufmann

Bezug auf Menschen mit beson-

deren Bedür fnissen einer breiten 

Öf fentl ichkeit zu präsentieren.

Im Angebot der 17 Behinder-

tenorganisationen und der ver-

schiedenen tei lnehmenden Amts-

stel len waren die Dunkelbar, die 

Tagesbar, das Kontaktcafé, ein 

Hindernisparcour im Rollstuhl, 

ein Sehsimulator, Verkaufsstände, 

verschiedene Spiele, Veranstal-

tungen, Crashkurse in Gebärden-

sprache, Vor träge, audiovisuelle  

Vorstel lungen der Organisationen 

usw. Neben der Ausstel lung gab 

es mehrere begleitende Veran-

staltungen wie die Fi lmreihe im 

Takino, der Auf tr it t eines Pantomi-

men im TAK oder ein Bücher tisch 

der Landesbibl iothek. Ausserdem 

gestaltete die Kunstschule Brief-

markenentwür fe, von denen die 

Post AG ein Sujet für eine Son-

derbriefmarke auswählte. Die ver-

schiedenen Veranstaltungen wur-

den durch umfangreiche Beiträge 

in den Medien begleitet (Fern-

sehen, Radio und verschiedene 

Printmedien). 
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Verwaltungsratsvizepräsident 
AHV-IV-FAK-Anstalten Daniel Vogt

Vernetzungstref fen mit Behinder tenorganisationen, Amtsstellen der Landes-
verwaltung, dem Ressor t Soziales und der Invalidenversicherung

v.l.n.r. Direktor Walter Kaufmann, Verwaltungsratsvizepräsident AHV-IV-FAK-Anstalten Daniel Vogt, Regierungsrat Hugo 
Quaderer, I.D. Fürstin Marie von Liechtenstein, Regierungsrätin Dr. Renate Müssner, Landtagsvizepräsidentin Dr. iur. Renate 
Wohlwend, Landtagsabgeordneter Peter Hilti

Inva l idenvers icherung>
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5.1 Jahresergebnis

Die FAK schliesst das Berichtsjahr 

mit einem Gewinn von CHF 11.28 

Mio. (Vorjahr: Gewinn von CHF 

18.13 Mio.). Bezeichnend ist, dass 

bei der FAK die Ausgaben stag-

nieren (vgl. Kap. 5.3 Statistische 

Auswer tungen).

5.2 Änderungen in der 

Gesetzgebung

Die für die AHV beschriebenen 

Änderungen gelten auch für die 

FAK (siehe Kap. 3.2). 

Die Entwicklung der Ansätze für 

die einzelnen Leistungsar ten ist 

nachstehend für die letzten Jahre 

aufgelistet ( für die Teuerungsan-

passung besteht im Unterschied 

zur AHV und IV kein gesetzl icher 

Automatismus; die Anpassung 

wird vom Landtag vorgenommen). 

Ansätze der Familienzulagen (in CHF)

Alle Ansätze gelten pro Kind (auch die erhöhte Gebur tszulage bei Mehrl ingsgebur ten). Die erhöhte Kinderzulage 
kommt zur Ausr ichtung: für jedes Kind über 10 Jahren, für jedes Kind bei Zwil l ingen oder Mehrl ingsgebur ten, für 
jedes Kind bei Famil ien mit drei oder mehr Kindern.

		  ab Juli 1994	 ab Januar 1997	 ab Juli 1999 	 ab Januar 2001	 ab Januar 2007

	 Gebur tszulage	 1’700	 1’900	 dito Vor jahre	 2’100	 2’300

	 Erhöhte Gebur tszulage	 2’200	 2’400	 dito Vor jahre	 2’600	 2’800

	 Kinderzulage	 210	 230	 dito Vor jahre	 260	 280

	 Erhöhte Kinderzulage	 260	 280	 dito Vor jahre	 310	 330

	 Al le inerziehendenzulage	 –	 –	 70	 100	 110

5Famil ienausgle ichskasse
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5.3 Statistische Auswertungen

Wie bereits in den Vorjahresbe-

r ichten (Geschäf tsbericht 2009, 

S. 25) ausgeführ t, ist es im Be-

reich der FAK schwierig, aussa-

gekräf tiges statistisches Material 

zu erheben. Im Dezember 2010 

wies die FAK 6’426 Bezüger auf 

ihren Auszahlungslisten auf; im 

Dezember 2009 waren es noch 

6’389. Die Anzahl der Bezüger ist 

also beim Vergleich dieser beiden 

Momentaufnahmen  gestiegen. 

Die Anzahl der Bezüger ist jedoch 

im Verlauf des Jahres grossen 

Schwankungen unterwor fen. Ein 

Vergleich sämtl icher Monate des 

Berichtsjahres und des Vorjahres 

zeigt ein anderes ( real istischeres) 

Bild: im Schnit t hatte die FAK im 

Berichtsjahr weniger Bezüger als 

im Vorjahr. Jeweils im Frühjahr 

können die i.d.R. ein Mal jährl ich 

eingereichten Anträge auf Dif fe-

renzausgleich bearbeitet werden, 

sodass die Anzahl Bezüger im 

Frühjahr steigt. Al lerdings handelt 

es sich dabei um Leistungen für 

die Vergangenheit (meistens: für 

das Vorjahr. Das Jahr 2010 ver-

l ief diesbezüglich ähnlich wie die 

Vorjahre. Die höchsten Fallzahlen 

(und Auszahlungen) sind jeweils 

im ersten Halbjahr.   

FAK-Bezüger («Familien»)

	 1		  2		  3		  4		  5		  6		  7		  8		  9		  10		  11		  12 

Januar bis Dezember

Weitere Auswertungen sind im Be-

reich der FAK schwierig. Im Verlauf 

einer längeren Betrachtungsperio-

de sind die Zahlen jedoch relativ 

konstant. Die Anzahl der Bezüger 

(ein Elternteil, der Leistungen be-

zieht) liegt im Schnitt bei in einer 

Grössenordnung von ca. 6’400 

Personen (Vorjahr: näher bei 6’500 

Personen).  Davon haben ca. 60 % 

Wohnsitz im Inland und ca. 40 % 

Wohnsitz im Ausland. Wie schon 

im Vorjahresbericht kann neuer-

lich festgestellt werden: es gibt 

keine steigende Tendenz. Im Un-

terschied zur AHV weist die FAK 

keine kontinuierliche Zunahme an 

Leistungsbezügern auf. Die Zah-

len neigen gelegentlich eher zu 

rückläufigen Tendenzen. Auch das 

Ausgabentotal stagniert bzw. geht 

sogar leicht zurück: CHF 50.17 

Mio. im Jahre 2008, CHF 49.41 

Mio. im Jahre 2009, CHF 48.67 

Mio. im Jahre 2010.

Der grösste Teil der Auszahlungen  

( 92.4 %) entfällt auf die monatlichen 

Kinderzulagen. Der Rest betrifft die 

zusätzlich monatlich ausgerichte-

ten Alleinerziehendenzulagen und 

die einmaligen Geburtszulagen. 

Der Differenzausgleich ist dabei  
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5.4 Entwicklung des FAK-Fonds

Der Fonds hat bei der FAK nicht 

die gleiche herausragende Be-

deutung, wie dies bei der AHV 

der Fal l ist. Dennoch ist auch hier 

auf eine gesunde Entwicklung 

Bedacht zu nehmen. 

Eine bestimmte Mindestgrösse 

ist für den FAK-Fonds im Un-

terschied zum AHV-Fonds nicht 

vorgesehen. Der Staat würde 

jedoch das jährl iche Def izit der 

FAK zu tragen haben, wenn der 

FAK-Fonds auf weniger als eine 

Jahresausgabe sinken würde. 

Aktuell entspricht der FAK-Fonds 

2.43 Jahresausgaben (Vorjahr : 

2.16 Jahresausgaben). Es sollte 

vermieden werden, dass die FAK 

langfr istig mehr ausgibt, als sie 

einnimmt; al lerdings ist auch eine 

weitere Äufnung des Fonds nicht 

vorgesehen. Die Finanzplanung 

im Bereich der FAK ist nicht so 

kurzfr istig konzipier t wie bei der 

IV (welche keine Reserven hat), 

jedoch auch nicht so langfr istig 

wie bei der AHV. In dieser Situa-

tion genügt eine kürzere Betrach-

tungsperiode

Auszahlungen der FAK in Mio. CHF (1960 –2010 ) 
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Senkrecht: Auszahlungen der FAK in Mio. CHF; waagrecht: Zeitachse 1958 – 2010

jeweils in den einzelnen drei vorge-

nannten Leistungsarten integriert. 

Der Differenzausgleich kommt zur 

Ausrichtung, wenn bei einem zwi-

schenstaatlichen Sachverhalt ein 

ausländischer Staat vorrangig für 

die Leistungsausrichtung zustän-

dig ist. Sofern in einem solchen 

Fall Liechtenstein subsidiär zustän-

dig ist, wird liechtensteinischer-

seits nur die Differenz zwischen 

den tieferen ausländischen und 

den höheren liechtensteinischen 

Leistungen ausgerichtet. 

Das Total der Auszahlungen seit 

1958 ist nachstehend grafisch dar-

gestellt.



29

> Fami l ienausgle ichskasse

Senkrecht: Entwicklung des FAK-
Fonds in Mio. CHF; waagrecht: 
Zeitachse 1999–2010

Entwicklung des FAK-Fonds in Mio. CHF (1999–2010)
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6> Verwaltung

6.1 Jahresergebnis

Für die Verwaltungskosten werden 

gesondert von den AHV-, IV- und 

FAK-Beiträgen zusätzliche Beiträ-

ge erhoben. Diese werden von den 

Arbeitgebern, den Selbständiger-

werbenden und den Nichterwerbs-

tätigen geleistet. Arbeitnehmer 

entrichten keine Verwaltungskos-

tenbeiträge. Die Verwaltungskos-

tenbeiträge sind ausschliesslich 

zur Deckung der Verwaltungskos-

ten zu verwenden; darüber ist ge-

sondert Buch zu führen. Die Ver-

waltungskostenrechnung schliesst 

mit einem Verlust von 1.47 Mio. 

(Vorjahr: buchhalterischer Gewinn 

von CHF 0.84 Mio., vgl. Jahres-

rechnung). 

Im Berichtsjahr wurde die Ver-

waltungskostenrechnung von drei 

wichtige Faktoren beeinflusst. Er-

stens ergaben sich auf der Auf-

wandseite entscheidend höhere In-

vestitionen in IT-Projekte, als dies 

budgetiert worden war. Der Verwal-

tungskostenvoranschlag 2010 war 

zufolge der früheren Praxis, die 

eine Behandlung in der Oktober-

Sitzung des Landtags vorsah, be-

reits am 14. September 2009 vom 

Verwaltungsrat verabschiedet wor-

den. Zu diesem Zeitpunkt konnte 

noch nicht verlässlich abgeschätzt 

werden, welcher (positive, aber 

eben kostenintensive) Fortschritt 

sich bei der Entwicklung von IT-

Projekten sich im Jahre 2010 ein-

stellen wird. Es ist damit zu rech-

nen, dass die IT-Ausgaben sich 

mittelfristig wieder stabil isieren. 

Der Verwaltungskostenvoranschlag 

2011 sieht einen Rückgang beim 

IT-Aufwand von ca. 15 % im Ver-

gleich zur Rechnung 2010 vor. 

Zweitens lagen die Fakturierungen 

der Beiträge auf dem Lohnvolu-

men um 1.53 % tiefer als für das 

Berichtsjahr budgetiert und waren 

ausserdem auch 1.75 % tiefer als 

im Vorjahr.

Drittens war der Verwaltungskos-

tenbeitragssatz per 2008 um 10 % 

gesenkt worden. Diese Senkung 

durch Regierungsverordnung vom 

25. September 2007 erfolgte, wie 

sich nun nachträglich herausstellte, 

zu einem für die Verwaltungskos-

tenrechnung denkbar ungünstigen 

Zeitpunkt. Es konnte damals (eben 

im Jahre 2007) niemand vorausse-

hen, welch ungünstige Entwick-

lung das Beitragsvolumen (im 

Wesentlichen: die in Liechtenstein 

erzielte Lohnsumme, auf der Bei-

träge entrichtet werden) im Jahre 

2010 nehmen würde. Die Reser-

ven der Verwaltungskostenrech-

nung sinken nun sowohl in absolu-

ten als auch relativen Zahlen zum 

Jahresaufwand (vgl. Überblick 

auf Seite 8). Beim Verwaltungs-

kostenvoranschlag 2011 (vom 28. 

Oktober 2010) war es nach An-

sicht der AHV-IV-FAK-Anstalten 

falsch, hektische Änderungen 

beim Verwaltungskostenbeitrags-

satz vorzuschlagen. Die Entwick-

lung muss künftig intensiver als 

bisher beobachtet werden, um 

bei entsprechender Entwicklung 

rechtzeitig handeln zu können. In 

diesem Zusammenhang ist auch 

daran zu erinnern, dass der Staat 

nach der geltenden Rechtslage 

von Art. 19 IVG das Defizit der IV-

Verwaltungskosten zu tragen hät-

te (in der Schweiz bspw. werden 

die IV-Verwaltungskosten ohnehin 

nicht aus der Verwaltungskosten-

rechnung, sondern aus der IV-Be-

triebsrechnung vergütet). Um eben 

u.a. dieser Entwicklung («Gefahr», 

dass der Staat das Defizit der IV-

Verwaltungskostenrechnung tra-

gen muss) zu begegnen, hat die 

Regierung seinerzeit eine Ver-

nehmlassungsvorlage präsentiert: 

Einführung eines minimalen und 

maximalen Kapitals im Bereich der 

Verwaltungskosten der AHV-IV-

FAK-Anstalten ( Vernehmlassungs-

bericht vom 21. Oktober 2008, 

welcher dann leider zufolge ande-

rer, seinerzeit dringenderer The-

men nicht weiter verfolgt worden 

war).

6.2 Personelles

Die Anzahl der Stellenprozente (zu 

100 %) hat im Vergleich zum Vor-

jahr abgenommen (um 3,4 Stel-

len). Der Personalbestand hat um 

drei Personen abgenommen.
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Verwal tung

Huber t Maier 	 25 Jahre

Andreas Jäger 	 20 Jahre

Natascha Keienburg 	 20 Jahre

Walter Kaufmann 	 20 Jahre

Rita Oehry 	 20 Jahre

Markus Allemann 	 15 Jahre

Harald Kranz 	 15 Jahre

Alexandra Benz 	 10 Jahre

Norman Frick 	 10 Jahre 

Nadia Vogt 	 10 Jahre

Christiane Frick 	 5 Jahre

Harry Hasler-Maier 	 5 Jahre

Dienstjubiläen

Lehrabschluss

Pensionierung

Sarah Gstöhl

Rita Oehry 	 (nach über 20 Dienstjahren)

Die meisten Angaben beziehen sich dabei auf den Stichtag «31. Dezember» des jewei l igen Jahres. Auch zeit l ich befr istete Arbeitsverhältnisse, die 
am Stichtag bestanden und kurz nach Beginn des Folgejahres wegfal len, s ind in den einzelnen Jahren jewei ls mitberücksichtigt. K le inere Verzer-
rungen ergeben sich auch dadurch, dass in e inzelnen Jahren am Stichtag Stel len auch doppelt besetzt sein können (bspw. wegen Mutterschaf t 
oder bevorstehender Pensionierung). Beim Durchschnit tsalter und der durchschnit t l ichen Betr iebszugehör igkeit am Stichtag werden Lernende, 
Prak tikanten, Aushi l fen und in Tei lze it beschäf t igte Personen als ganze Einheit mitgerechnet;  die Zahl hinter dem Komma entspr icht hier im Übr igen 
nicht Monaten, sondern 1/10 eines Jahres. Die Ein- und Austr i t te ab 2007 beziehen sich auf das ganze Ber ichtsjahr; der Beginn einer Lehre oder 
e ines Prak tikums wird als Eintr i t t gezählt (der a l l fä l l ige Wechsel von einer Lehre in e in festes Anstel lungsverhältnis wird somit nicht a ls neuer Eintr i t t 
gezählt ) ; die Beendigung der Lehre ohne Weiterbeschäf t igung wird als Austr i t t gezählt ; kurz fr ist ige bzw. aushi l fsweise Beschäf t igung im Ver lauf 
des Ber ichtsjahres sowie vorübergehende  Unterbrechungen des Arbeitsverhältnisses (Ver längerung der Karenzzeit ) werden sowohl a ls Eintr i t t a ls 
auch als Austr i t t gezählt ; Tei lze it-Pensen werden bei «Eintr i t te» bzw. «Austr i t te» a ls ganze Stel len er fasst. 	

			   2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 Veränderung

	 Stel len zu 100 % (31.12.)	 58.6	 59.5	 60.4	 64.8	 61.4	 – 5.2 %

	 Personalbestand total (31.12.)	 66	 65	 63	 69	 66	 – 4.3 %

		  – weibl ich/männlich (31.12.)	 —	 34 / 31	 31  / 32	 39 / 30	 37 / 29	

		  – Vol lzeit (31.12.)	 48	 48	 53	 57	 54

		  – Tei lzeit (31.12.)	 14	 13	 6	 8	 9

		  – Lernende/Praktikanten (31.12.)	 4	 4	 4	 4	 3

	 Durchschnit tsalter (31.12.)	 38.4	 38.1	 37.1	 36.3	 36.4

	 Durchschnit tl iche Dienstjahre (31.12.)	 8.8	 9.1	 8.2	 8.2	 9.0

	 Eintr i t te (Ber ichtsjahr; Anzahl Personen)	 6	 10	 24	 10	 7

	 Austr it te (Ber ichtsjahr; Anzahl Personen)	 5	 8	 26	 4	 10
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Tagesgeschäft: Die Hauptarbeit 

der Verwaltung besteht aus dem 

Tagesgeschäft: Beitragsfestset-

zung und -inkasso auf der einen 

Seite und Leistungsfestsetzung 

und -ausrichtung auf der anderen 

Seite. Beim wichtigsten Output, 

d.h. bei den Leistungen, handelt 

es sich durchschnittl ich um rund 

CHF 29 Mio. monatlich an ca. 

27’000 Bezüger.  

Stellen-Neubesetzungen auf Ka-

derstufe: Im Berichtsjahr gab es 

keine Neubesetzungen auf Kader-

stufe.

6.3 Einzelheiten aus der Verwaltung

EDV-Projekt VISTA: Bei den Ar-

beiten am EDV-Projekt VISTA (vgl. 

die Berichte der Vorjahre) konnte 

der zweite Teil, nämlich der «Ba-

sis-Release Renten» bei der SVA  

St. Gallen, die sich als Pilotkasse 

zur Verfügung gestellt hat, erfolg-

reich eingeführt werden. Es folgt 

nun der Roll-out dieses Projekts-

teils bei den übrigen Mitgliedern 

des IT-Pools. 

Öffentlichkeitsarbeit: Die Öffent-

lichkeitsarbeit umfasste wie in den 

Vorjahren breit gestreute Informa-

tionen (Merkblätter, Rundschrei-

ben, Internet) und wiederum vier in 

Vaduz durchgeführte internationa-

le Sprechtage mit individueller Be-

ratung durch Experten der öster-

reichischen Pensionsversicherung, 

der deutschen Rentenversicherung 

sowie der schweizerischen AHV. 

Die Mitarbeiter der AHV-IV-FAK-

Anstalten nahmen ebenfalls an die-

sen internationalen Sprechtagen 

teil und standen ausserdem auch 

für vergleichbare Anlässe im Aus-

land zur Verfügung. Sofern es rein 

um Fragen der liechtensteinischen 

AHV geht, gehören individuelle 

Beratungen zum Tagesgeschäft; 

Rentenberatung erfolgt durch alle 

Sachbearbeiterinnen und Sach-

bearbeiter des Teams «Renten» 

innerhalb der AHV. Ein Mitarbeiter 

ist zu einem grossen Teil für den 

Bereich der Rentenberatung abge-

stellt, er hat im Berichtsjahr 1’443 

Rentenberatungen vorgenommen  

(Vorjahr 1’459). Darüber hinaus 

standen die Mitarbeiter auch im 

Berichtsjahr wie bereits in den 

Vorjahren verschiedenen Verbän-

den (bspw. der Infra, dem Liech-

tensteiner Seniorenbund und der 

LAK) sowie Schulen (Hochschule 

Liechtenstein) für Referate und 

Schulungen zur Verfügung. Zu-

dem waren sie auch bei den von 

der Erwachsenenbildung und der 

Liechtensteinischen Industrie- und 

Handelskammer durchgeführten 

Kursen für angehende Senioren 

im Einsatz. Im Zuge von «Corpo-

rate Governance» (Gesetz über 

die Steuerung und Überwachung 

öffentlicher Unternehmen, ÖUSG) 

haben die AHV-IV-FAK-Anstalten 

im Weiteren ihren Internetauftritt 

ausgebaut und folgende Infor-

mationen neu aufgenommen: Re-

glemente des Verwaltungsrates, 

Verwaltungskostenvoranschläge, 

Kurzportraits der Mitglieder des 

Verwaltungsrates sowie der er-

weiterten Geschäftsführung (Di-

rektion/Abteilungsleiter). Die vom 

Verwaltungsrat an seiner Sitzung 

vom 1. Juli 2010 ebenfalls erlas-

senen Statuten befinden sich noch 

im Prüfungsstadium bei der Regie-

rung.

Stand der Abrechnungspflich-

tigen: Hier zeigt sich eine erwar-

tete Entwicklung. Die Zahl der 

einzelnen Abrechnungspflichtigen 

pro Kategorie lässt jedoch keinen 

direkten Rückschluss auf das Bei-

tragsvolumen pro Kategorie zu. 

Im Jahre 1954 lag das Verhält-

nis des Erwerbseinkommens aus 

unselbständiger zu selbständiger 

Tätigkeit bei 74% zu 26%; seit un-

gefähr 1980 macht das Total des 

Erwerbseinkommens aus unselb-

ständiger Tätigkeit weit über 90% 

aus ( im Berichtsjahr: 96.1%). 
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Stand der Abrechnungspflichtigen per Ende Berichtsjahr

		  2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 Veränderung

	

	 Nichterwerbstätige	 4’213	 4’382	 4’449	 4’509	 4’367	 – 3.1  %

	 Arbeitgeber	 3’601	 3’736	 3’971	 4’047	 4’185 	 + 3.4 %

	 Selbständigerwerbende	 1’795	 1’895	 1’913	 1’992	 2’029 	 + 1.9 %

	 Freiwi l l ig Versicher te	 81	 76	 73	 74	 76	 + 2.7 %

	 Total	 9’690	 10’089	 10’406	 10’622	 10’657 	 + 0.3 %

Mahnungs- und Betreibungswesen

		  2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 Veränderung

	 Mahnungen 	 6’415	 6’713	 6’387	 6’621	 8’210	 + 24.0 %

	 Pfändungsanträge	 589	 564	 542	 651	 1’277	 + 96.2 %

Beitragsinkasso: Der Vergleich 

der letzten fünf Jahre zeigt, dass 

die Anzahl der Mahnungen und vor 

allem die Menge der Pfändungs-

anträge nach einer längeren Pha-

se der Stabil ität im Berichtsjahr 

deutlich anstieg (als «Pfändungs-

antrag» gezählt wird die Einlei-

tung des Exekutionsverfahrens 

im System der AHV-IV-FAK-An-

stalten; es kann jedoch in dieser 

Phase immer noch zu Zahlungen 

Arbeitgeberkontrollen: In die-

sem Bereich sind häufiger grosse 

Schwankungen zu erwarten. In der 

Regel wäre eine Kontrolle für alle 

Arbeitgeber alle vier Jahre vorge-

sehen. Das lässt sich jedoch mit 

dem gegebenen Personalbestand 

(200 Stellenprozente für Arbeit-

geberkontrolle und ähnliche Auf-

gaben) nicht bewerkstell igen. Die 

Anzahl der Kontrollen und auch 

das Ergebnis der falsch abgerech-

neten Lohnsummen hängen aber 

nicht nur von den dafür eingesetz-

ten Personalressourcen ab. Wich-

tig sind auch die Grösse und die 

Zusammensetzung des Kreises 

der kontroll ierten Unternehmen. 

Bei den vergleichsweise kleinen 

Verhältnissen Liechtensteins sind 

daher in diesem Bereich gros-

se Abweichungen zum Vorjahr 

nichts Ungewöhnliches. Hinsicht-

lich der präsentierten Zahlen ist 

ausserdem zu beachten, dass 

wie schon in den früheren Jahren 

bei einzelnen Betrieben mehrere 

einzelne Kontrollen durchgeführt 

wurden (bspw. wenn der Betrieb 

mehrere einzelne Geschäfts-

sparten aufweist); es können also 

Doppelzählungen enthalten sein.

Arbeitgeberkontrollen (zu wenig bzw. zu v ie l abgerechnete Lohnsumme in Mio. CHF)

		  2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 Veränderung

	 Anzahl Kontrol len	 203	 230	 204	 148	 120	 – 18.9 %

	 zu wenig abgerechnet	 7.0	 6.0	 7.4	 7.7	 12.8	 + 66.2 %

	 zu viel abgerechnet	 2.0	 2.3	 2.2	 1.0	 1.3	 + 30.0 %

	 Total (CHF)	 9.0	 8.3	 9.6	 8.7	 14.1	 + 62.1 %

Verwal tung>

des Beitragspflichtigen kommen, 

sodass nicht alle hier statistisch 

erfassten «Pfändungsanträge» bei 

Gericht landen).  
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Rechtsmittel : Die Rechtsmittel 

gegen die verschiedenen Ver-

fügungen der AHV-IV-FAK-An-

stalten werden, um einen Trend 

erkennen zu können, für einen 

längeren Zeitabschnitt von zehn 

Jahren aufgeführt. Die Entwick-

lung der letzten zehn Jahre zeigt 

vom Jahr 2002 bis zum Jahr 2003 

einen Sprung von mehr als 100 %. 

In den folgenden vier Jahren ha-

ben sich die Rechtsmittel pro Jahr 

um etwas über 140 eingependelt. 

Anschliessend kam es in den Ka-

lenderjahren 2008 und 2009 zu 

einem erheblichen Anstieg. Im 

Berichtsjahr ging die Anzahl wie-

der auf das Niveau von 2003 bis 

2007 zurück. 

Nicht verändert im Vergleich zu 

den vergangenen zwei Jahren 

hat sich jedoch der Umstand, 

dass Rechtsmittelverfahren ins-

besondere betreffend IV-Renten 

in der Regel nicht auf Stufe der 

Verwaltung, sondern erst durch 

ein Gerichtsurteil abgeschlossen 

werden konnten. Vermehrt waren 

in den Gerichtsverfahren vor dem 

Obersten Gerichtshof und vor 

dem Staatsgerichtshof auch pro-

zessuale Fragen strittig. 

Auszugsweise wurden in der Liech-

tensteinischen Entscheidungs- 

sammlung (LES) 2010 insge-

samt 13 Gerichtsurteile publi-

ziert, in welchen die AHV oder 

IV bei strittigen Leistungen oder 

die AHV-IV-FAK-Anstalten bei 

strittigen Beiträgen Partei waren.  

Zugenommen haben im ver-

gangenen Jahr auch die so ge-

nannten Zwischenverfahren vor 

Gericht, in denen über die Ge-

währung von Verfahrenshilfe so-

wohl vor als auch nach dem Er-

lass einer Verfügung sowie auch 

im Gerichtsverfahren zu entschei-

den war. 

Diese Zwischenverfahren sind in 

der unten stehenden Tabelle nicht 

erfasst. Für das Jahr 2011 kann 

erwartet werden, dass bei der 

übertragenen Aufgabe «Betreu-

ungs- und Pflegegeld» die Anzahl 

der Rechtsmittel zunehmen wird, 

da in den meisten Fällen erst 2011 

definitiv, d. h. mittels anfechtbarer 

Verfügung, über den Anspruch 

auf Betreuungs- und Pflegegeld 

für die zurückliegenden Monate 

zu entscheiden ist. Angesichts 

der hohen Ablehnungsquote bei 

Anmeldungen für eine IV-Rente 

ist auch weiterhin von einer gros-

sen Anzahl von Rechtsmitteln in 

diesem Bereich auszugehen. Zu 

erwähnen ist auch, dass in zwei 

Rechtsmitteln derzeit über eine 

sogenannte Amtshaftung bzw. 

über eine Schadenersatzpflicht 

der IV gegenüber ehemaligen 

Rentenbezügern zu entscheiden 

sein wird, deren ursprünglich zu 

Unrecht zugesprochene Rente 

später wieder von der IV aber-

kannt wurde.  

Rechtsmittel

	                	2001  	  2002    2003	    2004    2005  	  2006    2007	    2008    2009    2010   Veränderung 

	 Anzahl 80 68 146 138 146 141 143 175 167 144 – 13.8 %

Verwal tung>
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7
Als Gesamtgremium trat der Ver-

waltungsrat im Berichtsjahr zu  

7 ordentl ichen Sitzungen und 2 

Besichtigungen von Immobil ien-

projekten zusammen. Ausserdem 

er folgte eine rege Zusammenar-

beit zwischen dem Präsidenten, 

dem Vizepräsidenten und der 

Direktion ausserhalb der ordent-

l ichen Sitzungen.    

Ein Ausschuss des Verwaltungs-

rates, der Anlage-Fachausschuss, 

traf sich zu 4 ordentl ichen Be-

sprechungen, einer Sondersit-

zung im Rahmen der Auswahl 

eines Vermögensverwalters so-

wie zu einem Strategieworkshop. 

Der besonders wichtigen Auf-

gabe der  Vermögensanlage ist 

ein eigenes Kapitel gewidmet  

(« 8. Anlagetätigkeit»). 

Der Verwaltungsrat behandelte die regelmässig wiederkehrenden 

Aufgaben: 

–	 Anlage des Vermögens (vgl. Kapitel 8 ) 

–	 Grundsätzl iche organisatorische Entscheidungen 

–	 Personalentscheide 

–	 Beschlussfassung über den jährl ichen Verwaltungskosten-

	 voranschlag 

–	 Behandlung der Berichte der externen Revisionsstel le 

–	 Genehmigung des Jahresberichts und der Jahresrechnung 

–	 Beschlussfassung über f inanziel le Beiträge an Institutionen der 	

	 pr ivaten Inval idenhil fe 

An Traktanden, die nicht im Jahresrhythmus wiederkehren, sind 

hervorzuheben: 

–	 Erlass von Statuten und Reglementen im Hinblick auf die Ein-	

	 führung des ÖUSG (Gesetz über die Steuerung und Überwa-	

	 chung öf fentl icher Unternehmen) 

–	 Beratung über die von der AHV in Auf trag gegebene versiche-	

	 rungstechnische Prüfung (Perspektiven über 10 und 20 Jahre),

–	 Behandlung einer Aufsichtsbeschwerde 

–	 Beschlussfassung über die Ausrüstung von Liegenschaf ten 	

	 mit Fotovoltaik-Anlagen (vgl. die im Vorjahresbericht S. 32 er-	

	 wähnte generel le Abklärung im Hinblick auf Solaranlagen) 

Der Verwaltungsrat : v. l. Werner Ospelt, Werner Hemmerle, Dr. Dorothee Laternser, 
Dr. Peter Wolf f, Daniel Vogt, Wolfgang Marxer, Rober t Kaiser

Der Verwaltungsrat war ausser-

dem auch durch den Präsidenten 

in der von der Regierung ein-

gesetzten Arbeits- bzw. Steue-

rungsgruppe «Langfr istige f inan-

ziel le Sicherung der Alters- und 

Hinter lassenenversicherung» ver-

treten. Eine weitere, früher von 

der Regierung initi ier te Arbeits-

gruppe (Vermögensanlagen), trat 

nicht zusammen

> Verwal tungsrat
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8.1 Allgemeines

Im Bereich der AHV und FAK 

muss gemäss gesetzl icher Vor-

schrif t die Sicherheit und ein ge-

nügender Er trag, eine angemes-

sene Risikover tei lung sowie die 

Deckung des voraussehbaren 

Bedar fs an f lüssigen Mitteln ( für 

die Auszahlung der Leistungen) 

gewährleistet sein. Die von der 

Regierung erlassene Anlage-

verordnung enthält nähere Vor-

schrif ten (bspw. die Begrenzung 

auf einen Aktienantei l von maxi-

mal 40 %); weitere Einzelheiten 

sind in den Reglementen und 

Beschlüssen des Verwaltungs-

rates und des Anlage-Fachaus-

schusses geregelt. Im Bereich 

der IV ist im Unterschied zur AHV 

und FAK eine eigentl iche Anlage-

tätigkeit nicht möglich. 

Die Anlage des Vermögens (vor-

nehmlich eben betref fend die 

AHV und die FAK) ist dem Ver-

waltungsrat über tragen und 

gehör t zu seinen wichtigsten 

Aufgaben. Bezüglich Wert-

schrif ten wird das Anlagekapi-

tal von AHV und FAK zu einem 

Pool zusammengefasst. Der 

Pool umfasst auch indirekte Im-

mobil ienanlagen. Direktanlagen 

in Immobil ien werden angesichts 

des langfr istigen Anlagehorizonts 

ledigl ich von der AHV vorgenom-

men. 

Der Verwaltungsrat operier t mit 

einem ausführl ichen Anlageregle-

ment ( im Internet publizier t) . Er 

hat einen Anlage-Fachausschuss 

eingesetzt, dem der Präsident 

und der Vizepräsident sowie ein 

externer Fachmann angehören 

(Dr. Andreas Reichlin von der  

PPCmetrics AG, Zürich). Der 

Fachausschuss wiederum ope-

rier t auf der Grundlage recht 

detai l l ier ter Ausführungsbestim-

mungen. 

Der Verwaltungsrat setzt auf 

Vorschlag des Anlagefachaus-

schusses regelmässig die Anla-

gestrategie und das Anlagebud-

get fest. Die taktische Umsetzung 

dieser Strategie er folgt letztl ich 

nicht mehr verwaltungsintern. 

Bezüglich der grössten Teile 

des Vermögens werden also 

verschiedene spezial isier te und 

ausgewiesene Banken sowie 

Vermögensver wa l tungs inst i tu te 

mit der Bewir tschaf tung betraut, 

wie dies in der Anlageverordnung 

als Möglichkeit vorgesehen ist. 

Dabei werden für jedes einzelne 

Mandat ( taktische Mandate, in-

dexier te Mandate usw.) die ge-

eigneten Fachleute beauf tragt. 

Eine speziel l zu diesem Zweck 

eingesetzte Control l ing-Stel le 

(Complementa Investment-Con-

trol l ing AG, Liechtenstein ) über-

wacht die Einhaltung der Vor-

gaben. Es f inden regelmässig 

Per formance-Besprechungen mit 

den einzelnen Vermögensverwal-

tern statt. Die Allokation wird ge-

änder t bzw. es werden Mandate 

gekündigt, wenn ein Vermögens-

verwalter länger fr istig die Erwar-

tungen nicht er fül lt oder wenn ein 

Anlage-Segment sich als länger-

fr istig problematisch erweist. 

Verwaltungsrat

					   
	

Anlagefachausschuss
							     
						      	

                                                                                                                   Externe Controlling-Stelle

	
									       
						    

										        
Manager 1                 Manager 2                 Manager 3                Manager 4                 Manager 5                usw.

Externe Revisionsstelle

Externe Liegenschaftsverwaltung

Externe Anlageberatung

Direktion



37



38

Anlagetät igkei t>

8.2 Berichtsjahr

Entwicklung der Finanzmärkte

Nach einem starken Anlagejahr 

2009, das durch eine deutl iche 

Aufwär tsbewegung an den Ak-

tienmärkten hervor trat, präsen-

tier ten sich die Anlagerenditen 

2010 deutl ich moderater. Geprägt 

war das Jahr 2010 durch die Kri-

se der schuldengeplagten Peri-

pherieländer der EU, durch einen 

starken Schweizer Franken und 

in der ersten Jahreshälf te durch 

sinkende Zinsen.

Die Konjunkturdaten aus den 

USA, Deutschland und verschie-

denen anderen Ländern l iessen 

das Szenario einer weltweiten 

Rezession in den Hintergrund tre-

ten. Weiterhin besteht in vielen 

Ländern eine hohe Arbeitslosig-

keit. Unter anderem dank einer 

expansiven Geldpolitik konnte 

sich in den wichtigsten Industr ie-

ländern ein moderates Wachstum 

etablieren.

Die internationalen Aktienmärkte 

bewegten sich 2010 mehrheitl ich 

seitwär ts. So erzielte der MSCI 

All Countr ies Index 2010 eine po-

sitive Rendite von + 1.59 %. Die 

in Lokalwährung vielfach deut-

l ich höheren Aktienmarktrendi-

ten reduzier ten sich aufgrund 

des starken Schweizer Frankens 

auf ein vergleichsweise beschei-

denes Niveau. Negativ war an 

den Aktienmärkten vor al lem 

das 2. Quar tal, in dem in Euro-

pa die Schuldenkrise ausbrach. 

Renditen, die auch in Schweizer 

Franken er freul ich sind, wurden 

in verschiedenen Ländern von 

den Unternehmen mit k leiner und 

mittlerer Kapital isierung erreicht 

(Small- und Mid-Caps). So wies 

der S&P 1000 eine Rendite von 

+ 14.10 % aus.

Die Obligationenmärkte waren 

2010 geprägt von der Schulden-

krise der peripheren EU-Länder 

(PIIGS-Staaten). In deren Folge 

schwächte sich der Euro stark 

ab und die Kreditr isikoaufschläge 

der betrof fenen Staatsanleihen 

erhöhten sich. Dieser Trend hielt 

bis zum Jahresende an. Dabei 

traten die bis im August 2010 sin-

kenden Zinsen etwas in den Hin-

tergrund. Die rückläuf igen Zinsen 

im Schweizer Franken wie auch in 

den wichtigsten Fremdwährungen 

hatten hohe positive Renditen an 

den Obligationenmärkten zur Fol-

ge. Etwas abgeschwächt wurden 

diese durch den Zinsanstieg zum 

Jahresende hin.

Am Schweizer Obligationenmarkt 

waren die Renditen der Inland-

schuldner (SBI Domestic AAA-

BBB + 3.64 %) im Jahr 2010 prak-

tisch identisch mit den Renditen 

der Auslandschuldner (SBI Fo-

reign AAA-BBB + 3.67 %). Bei den 

Obligationen Fremdwährungen 

wies der JP Morgan Government 

Bond Index (währungsgesicher t 

in CHF) eine Rendite von + 3.29 % 

aus. Die positiven Renditen der 

Obligationen sind primär auf die 

erwähnte Senkung des langfr is-

tigen Zinsniveaus zurückzuführen. 

Die Devisenkursschwankungen 

wirk ten sich aufgrund der Wäh-

rungsabsicherung nicht auf die 

erwähnten Indizes aus.

Die wichtigsten Währungen ha-

ben sich im Jahr 2010 gegenüber 

dem Schweizer Franken deutlich 

abgeschwächt. So verloren der 

Euro (–15.69 %), der US-Dollar 

(– 9.84 %) und das britische Pfund 

(–12.58 %) deutlich an Wert ge-

genüber dem Schweizer Franken. 

Einzig der japanische Yen stieg im 

Wert (+ 3.59 %). 

Bei den Ergänzungsanlagen kam 

es insgesamt zu positiven Ergeb-

nissen. Der HFRI Fund of Fund 

Diversified Index (währungsge-

sichert in CHF) erzielte im Jahr 

2010 eine positive Rendite von 

+ 4.94 %. Auch mit Rohstoffen 

konnte ein Mehrwert generiert 

werden. Der währungsgesicherte 

S&P Goldman Sachs Commodity 

Index wies eine positive Rendi-

te von +6.44 % aus. Bei den Im-

mobilien Welt erreichte der FTSE 

EPRA /Nareit Global Real Estate 

Index mit + 8.56 % eine positive 

Rendite.

Anlagefachausschuss: Dr. Andreas Reichlin,
Dr. Peter Wolf f, Daniel Vogt
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Entwicklung des Wertschriften-

Portefeuilles (AHV und FAK)

Der FAK-Fonds wird zusammen 

mit dem Wertschrif ten-Por te-

feui l le der AHV bewir tschaf tet.

Die AHV, nicht jedoch die FAK, 

hat zudem noch ausserhalb des 

Wertschrif ten-Por tefeuil les Di-

rektanlagen in Immobil ien in 

Liechtenstein. Das Ergebnis des 

Wertschrif ten-Por tefeuil les wird 

prozentual auf die AHV und die 

FAK aufgetei lt. Die Per formance 

dieses Por tefeuil les erreichte in 

den letzten Jahren folgende Re-

sultate.

We r t s c h r i f t e n - P o r t e f e u i l l e s 

(AHV und FAK) 2003 – 2010

	 2003	 + 6.93 %			
	 2004	 + 3.44 %			
	 2005	 +11.09 %	
	 2006	 + 4.84 %		
	 2007	 + 0.23 %	
	 2008	 –15.45 % 
	 2009	 +12.33 %
	 2010	 + 3.36 %

Das Wertschrif tenpor t fol io des 

AHV-FAK-Fonds wies im Jahr 

2010 eine positive absolute Ren-

dite von + 3.36 % aus. Die Per for-

mance lag mit – 0.21 %-Punkten 

nur leicht unter der Rendite des 

Referenzindexes von + 3.57 % 

( AHV-Index ). 

Im Vergleich zum Credit Suisse 

Pensionskassen Index (+ 3.01 %) 

ist das Anlageresultat im Jahr 

2010 als er freul ich zu bezeich-

nen. Der AHV-FAK-Wertschrif ten-

fonds hat im Vergleich mit einer 

durchschnit tl ichen Schweizer 

Pensionskasse von der umfas-

senden Währungsabsicherung 

der Fremdwährungsobligationen 

prof itier t. 

Die Beimischung von Ergän-

zungsanlagen hat sich für den 

A H V- FA K-We r t s c h r i f t e n f o n d s 

im Jahr 2010 grundsätzl ich ge-

lohnt. Die Hedge Funds wurden 

per Ende 2009 gekündigt und 

im Verlauf des Jahres 2010 bis 

auf einen Restbestand von rund  

CHF 1 Mio. l iquidier t. Weiter 

bestanden weltweite Immobi-

l ienfonds, die in Lokalwährung 

positive Renditen ausgewiesen 

haben. Die eingesetzten Roh-

stof f-Anlagen entwickelten sich 

2010 schliessl ich sehr er freul ich.

Per Ende 2010 fand eine Neuaus-

r ichtung der Allokation an der An-

lagestrategie statt (Rebalancing). 

Die Anlagestrategie selber bleibt 

gegenüber 2010 unveränder t.

Immobilien

Die AHV betrachtet Immobilien-

anlagen als strategische Position. 

Ziel ist eine langfristige und nach-

haltige Wertsteigerung. Immobi-

lienanlagen sollen die Sicherheit 

und Diversif ikation der Anlagen 

massgeblich unterstützen.

Direktanlagen in Immobilien sind 

gemäss gesetzlicher Vorschrif t 

ausschliesslich im Inland mög-

Verteilung der Anlagen

Verteilung der AHV-Anlagen nach Anlagearten 
(ohne Kontokorrente )

Verteilung der FAK-Anlagen nach Anlagearten 
(ohne Kontokorrente )

Festverzinsl iche Wer te
1’347.30 Mio. CHF 
(57 %)

Festverzinsl iche Wer te
61.06 Mio. CHF 
(54%)

Aktien
677.54 Mio. CHF 
(28 %)

Aktien
30.71 Mio. CHF 
(27%)

Liquide Mit te l
172.78 Mio. CHF 
(7 %)

Liquide Mit te l
19.68 Mio. CHF 
(17 %)

Immobil ien
141.25 Mio. CHF
(6 %)

Übrige Anlagen
44.42 Mio. CHF 
(2 %)

Übrige Anlagen
2.01 Mio. CHF 
(2 %)

Anlagetät igkei t>
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9Revis ionsste l le

Als Folge des am 1. Januar 2010 

in Kraf t getretenen Gesetz über 

die Steuerung und Überwachung 

öf fentl icher Unternehmen (ÖUSG) 

wurde der frühere Aufsichtsrat 

per 31. Dezember 2009 aufgeho-

ben. Das ÖUSG sieht eine externe 

Revisionsstel le vor (auch der Auf-

sichtsrat hatte selbstverständlich 

eine externe Revisionsgesellschaf t 

eingesetzt). Zuständig für die Be-

stel lung der Revisionsstel le ist neu 

die Regierung. Die Ausschreibung 

und Bestel lung der neuen Revisi-

onsstel le er folgte nach Massgabe 

des ÖAWG (Gesetz über das öf-

fentl iche Auf tragswesen).

Die neue Revisionsstel le KPMG hat 

wie ihre Vorgängerin umfassende 

Er fahrung im Bereich der sozialen 

Sicherheit. Die erste Sitzung mit 

der erweiter ten Geschäf tsleitung 

fand am 30. August 2010 statt. In 

der Folge prüf te die Revisionsstel-

le über mehrere Wochen die Orga-

nisation, die materiel le Rechtsan-

wendung und selbstverständlich 

die Jahresrechnungen. Im Un-

terschied zur Situation vor Ein-

führung des ÖUSG er folgte nicht 

nur die Revision der «eigenen» 

sondern auch der «über tragenen» 

Aufgaben (vgl. Kapitel 10 ) durch 

dieselbe Revisionsstel le. Bis 2009 

er folgte im Bereich der über tra-

genen Aufgaben die Revision im 

Wesentl ichen durch die staatl iche 

Finanzkontrol le.

>

Die Revisionsstel le erstattet ihre 

umfassenden schrif tl ichen Be-

r ichte an die Regierung sowie den 

Verwaltungsrat. Im Anhang zu 

diesem Geschäf tsbericht bef indet 

sich ausserdem das «Testat» der 

Revisionsstel le (Prüfbestätigung 

der Revisionsstel le an den Ver-

waltungsrat zur Jahresrechnung 

2010 ).

l ich. Die Kriterien sind eine gute 

Lage und Vermietbarkeit sowie 

eine marktkonforme Rendite. Die 

FAK mit ihrem vergleichsweise 

kleineren Fonds hat kein Grund-

stücksvermögen in Liechtenstein. 

Die AHV mit ihrem entscheidend 

grösseren Fonds und einem län-

ger fr istigen Anlagehorizont ist 

demgegenüber Eigentümerin ver-

schiedener Grundstücke in Liech-

tenstein. 

Im Berichtsjahr er folgte bei einer 

Wohnliegenschaft die Fertigstel-

lung eines Neubaus (eine Renova-

tion wäre nicht rentabel gewesen). 

Ausserdem wurden Vorverträge 

zum Tausch gegen Aufpreis von 

unüberbauten Grundstücken der 

AHV gegen eine fer tig überbaute 

Parzelle mit Büro- und Wohnge-

bäude abgeschlossen ( Immagass 

in Vaduz). Der Verwaltungsrat hat 

ausserdem beschlossen, zwei 

Liegenschaften mit Fotovoltaikan-

lagen auszurüsten. 

Die l iechtensteinischen Immobi-

lien werden separat zum Wert-

schrif ten-Portefeuil le geführt. Der 

Buchwert dieser Grundstücke liegt 

bei CHF 141.3 Mio. ( im Vorjahr 113.1 

Mio.) Der Anstieg ist auf die oben 

beschriebenen Tätigkeiten im Be-

richtsjahr zurückzuführen. Dieser 

Buchwert entspricht jedoch nicht 

dem Verkehrswert, sondern ent-

sprechend dem Vorsichtsprinzip 

den Anschaf fungs- oder Herstell-

kosten unter Berücksichtigung  

l inearer jährlicher Abschreibungen 

von 3 % auf dem Gebäudewert. 

Bezüglich ausländischer Immobili-

en lässt das innerstaatliche Recht 

keine Direktanlagen zu. Hier er fol-

gen Kollektivanlagen wie etwa die 

Beteil igung an Immobilienfonds. 

Derartige Immobilienfonds befin-

den sich auch im Wertschrif ten-

Portefeuil le der AHV und der FAK. 

Anlagetät igkei t>
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10Übertragene Aufgaben>

10.1 Allgemeines

Für die Bereiche AHV, IV und FAK 

wurde per Gesetz jeweils eine 

besondere, selbständige öf fent-

l ich-rechtl iche Anstalt zur Durch-

führung des jeweil igen Gesetzes 

gegründet. 

Andere Bereiche (Ergänzungs-

leistungen, Hil f losenentschädi-

gungen usw.) sind in Spezialge-

setzen geregelt, ohne dass für 

die Durchführung der konkreten 

Aufgabe eine eigene Anstalt 

gegründet wurde. Auch diese 

Aufgaben wurden den AHV-IV-

FAK-Anstalten zur Durchführung 

über tragen. Die Verwaltungsko-

sten werden vom Staat vergütet.

Dabei handelt es sich im We-

sentl ichen um die Ausrichtung 

10.2 Ergänzungsleistungen

Der Zweck der wohnsitzge-

bundenen, einkommens- und 

vermögensabhängigen Ergän-

zungsleistungen besteht darin, 

wir tschaf tl ich bedür f tigen Be-

tagten, Hinter lassenen und In-

val iden einen Anspruch auf Er-

gänzungsleistungen zu sichern, 

um zusammen mit den Renten 

der Alters- und Hinter lassenen-

versicherung bzw. der Inval iden-

versicherung sowie al l fäl l igen 

weiteren Einnahmen ein ausrei-

chendes Mindesteinkommen zu 

ermöglichen. Bei der Berechnung 

des Anspruchs auf Ergänzungs-

leistungen werden (vereinfacht 

ausgedrückt) die gesetzl ich an-

rechenbaren Einnahmen und die 

gesetzl ich anerkannten Ausga-

f inanziel ler Leistungen: Ergän-

zungsleistungen, Hil f losenent-

schädigungen, besondere medi-

zinische Massnahmen und neu 

seit 2010 auch die administrative 

Ausrichtung des Pf legegeldes. 

Diese Leistungen unterscheiden 

sich von der AHV, IV und FAK un-

ter anderem dadurch, dass die 

Finanzierung al lein durch die öf-

fentl iche Hand und nicht durch 

Beiträge der Versicher ten und 

Arbeitgeber er folgt. 

Es gibt aber neben der Leistungs-

ausrichtung auch weitere Auf-

gaben, die den AHV-IV-FAK-

Anstalten über tragen wurden: 

Anschlusskontrol le im Bereich 

der 2. Säule und neu – erstmals 

im 2010 – auch die Umver tei lung 

ben gegenübergestel lt. Sind die 

Ausgaben grösser, so besteht 

ein Anspruch auf Ergänzungslei-

stungen ( im Ausmass der Dif fe-

renz). Sind die Einnahmen grös-

ser, so besteht kein Anspruch auf 

Ergänzungsleistungen. Bei die-

ser Berechnungsmethode wird 

auf der Ausgabenseite auch ein 

Pauschalbetrag für al lgemeine 

Lebenshaltungskosten angerech-

net. Diese Pauschale, so genann-

te «Einkommensgrenze», wird im 

Rahmen der Teuerung regelmäs-

sig angepasst (paral lel zur Ren-

tenerhöhung). 

der CO2-Abgabe. Ab 2011 ist 

auch das Inkasso der Beiträge für 

die Arbeitslosenversicherung da-

zugekommen.  

Neben diesen der AHV bzw. IV 

gesetzl ich über tragenen Aufga-

ben stehen die AHV-IV-FAK-An-

stalten der Regierung auch für 

weitere Aufgaben zur Ver fügung: 

Redaktion von Gesetzes- und 

Verordnungsvorlagen; Ver tretung 

des Landes im Bereich verschie-

dener zwischenstaatl icher Instru-

mente bzw. Abkommen über so-

ziale Sicherheit. 



42

Übertragene Aufgaben

Einkommensgrenze ( in CHF, Jahrespauschale für allgemeine Lebenshaltungskosten)

		  2001/02	 2003/04	 2005/06	 2007/08 	 2009/10

	 für Al leinstehende	 17’700	 18’130	 18’480	 18’996 	 19’608

	 für Ehepaare	 26’550	 27’195	 27’720	 28’494 	 29’412

	 für Waisen	 8’850	 9’065	 9’240	 9’498 	 9’804

	 für 1–2 Kinder pro Kind	 8’850	 9’065	 9’240	 9’498 	 9’804

	 für 3–4 Kinder pro Kind 	 5’900	 6’043	 6’160	 6’332 	 6’536

	 für 5 oder mehr Kinder pro Kind	 2’950	 3’022	 3’080	 3’166 	 3’268

Die Aufwendungen für die Ergän-

zungsleistungen, Hil fsmittel und 

Krankheitskosten werden zu je 

50 % vom Land und von den Ge-

Bezüglich der Anzahl der Bezüger 

per Dezember (633) zeigt sich im 

Vergleich zum Vorjahr (666 ) ein 

leichter Rückgang. Es ist weiter-

hin auch eine grosse Fluktuati-

on zu beobachten, bspw. durch 

meinden getragen (die Gemein-

den werden nach Massgabe der 

Einwohnerzahl belastet). Im Ver-

gleich zum Vorjahr ist ein leichter 

den Tod von Leistungsbezügern 

und die Entstehung neuer Leis-

tungsfäl le. Im Berichtsjahr gingen 

137 Anträge auf Ergänzungsleis-

tungen ein (Vorjahr: 149 ); im 

Berichtsjahr (bis 31. Dezember) 

Betrag der ausgerichteten Ergänzungsleistungen (EL, in CHF)

		  2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 EL zur AHV	 3’891’675	 3’938’043	 3’890’961 	 4’216’491	 4’112’509 	 – 2.5 %

	 EL zur IV	 3’080’166	 3’200’177	 3’615’455 	 3’954’230	 3’740’300	 – 5.4 %

	 HM / KHK*	 199’105	 229’366	 223’421 	 251’054	 219’521	 – 12.6 %

	 Total	 7’170’946	 7’367’586	 7’730’837 	 8’421’775	 8’072’330	 – 4.1 %

*Hi l fsmit te l /Krankheitskosten

Anzahl Bezüger von Ergänzungsleistungen (EL, per Dezember)

			   2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Total EL-Bezüger 	 616	 634	 647 	 666	 633	 – 5.0 %

		  davon zur AHV	 365	 367	 373 	 372	 363	 – 2.4 %

		  davon zur IV	 251	 267	 274 	 294	 270	 – 8.2 %

Rückgang bei den Ausgaben zu 

verzeichnen. 

mussten 34 Anträge abgelehnt 

werden (Vorjahr: 18 ). Ausser-

dem wurden im Berichtsjahr 471 

K rankhe i tskos ten-Ve r fügungen 

erlassen (419 Zusprachen, 52 Ab-

lehnungen). 

>
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Anzahl Bezüger von Hilf losenentschädigungen (HE, per Dezember)

			   2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Total	 364	 360	 371 	 382	 379	 – 0.8 %

	 HE le ichten Grades	 17	 22	 28 	 27	 28	 + 3.7 %

	 HE mit tleren Grades	 183	 168	 183 	 197	 194	 – 1.5 %

	 HE schweren Grades	 164	 170	 160 	 158	 157	 – 0.6 %

10.3 Hilflosenentschädigungen

Bei den Hil f losenentschädigungen 

werden drei Grade von Hil f lo-

sigkeit unterschieden: schwere 

Hil f losigkeit, mit tlere Hil f losigkeit, 

le ichte Hil f losigkeit. Die Beträge 

werden im Rahmen der Teuerung 

regelmässig angepasst (paral lel 

zur Rentenerhöhung). Die Finan-

zierung er folgt zur Gänze durch 

den Staat. Die Ausgaben sind im 

Pauschalbeträge bei Hilf losigkeit ( in CHF, monatlich)

		  2001/02	 2003/04	 2005/06	 2007/08 	 2009/10

	 Schwere Hil f losigkeit	 824	 844	 860	 884 	 912

	 Mittlere Hil f losigkeit	 618	 633	 645	 663 	 684

	 Leichte Hil f losigkeit	 412	 422	 430	 442 	 456

Betrag der ausgerichteten Hilf losenentschädigungen (HE, in CHF)

			   2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Aufwendungen	 3’680’603	 3’558’106	 3’469’160 	 3’719’707	 3’694’533	 – 0.7 %

Berichtsjahr stabil geblieben. Die 

Anzahl Bezüger hat sich im Be-

richtsjahr nur unwesentl ich ver-

änder t. 

Übertragene Aufgaben>
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Durch die per 1. Januar 2010 in 

Kraf t getretene ELG-Novelle wur-

de das «Betreuungs- und Pf lege-

geldes für häusliche Betreuung» 

eingeführ t. Da es sich um eine 

neue Leistungsar t handelt, er folgt 

eine etwas umfassendere Dar-

stel lung (weitere Einzelheiten sind 

der Homepage und dem entspre-

chenden Merkblatt der AHV-IV-

FAK-Anstalten zu entnehmen). 

Mit der Einführung des Pf lege-

geldes wurde die bisher im KVG 

(Gesetz über die Krankenversiche-

rung) geführ te und von den einzel-

nen Krankenkassen ausgerichtete 

Leistung (maximaler Tagessatz 

von CHF 100.– ) abgelöst, f inanzi-

el l ausgebaut und einer zentralen 

Administration über tragen. Das 

Pf legegeld dient als Beitrag an die 

f inanziel len Ausgaben für Kosten, 

die aus einer im Einzelfal l gesund-

heitsbedingt notwendigen und zu 

Hause – im Unterschied zum Pf le-

geheim – er folgenden Betreuung 

und Pf lege durch Drit tpersonen 

(bezahlte Pf legerinnen oder Pf le-

ger) entstehen. Es ist unabhängig 

von den wir tschaf tl ichen Verhält-

nissen oder dem Alter der pf lege-

bedür f tigen Personen. Nach dem 

zwischenstaatl ichen Verständnis 

der sozialen Sicherheit handelt 

es sich um eine Sachleistung 

bei Krankheit (derar tige Sachlei-

stungen werden nicht expor tier t) . 

Bezahlt werden die im konkreten 

Einzelfal l anfal lenden ef fektiven 

und geprüf ten f inanziel len Auf-

wendungen für die Beschäf tigung 

von Pf legepersonal, bis zu einer 

maximalen Höchstgrenze je nach 

den sechs verschiedenen Pf lege-

stufen. Das Pf legegeld ist zweck-

gebunden. Es ist ausschliessl ich 

zur Bezahlung von pf legenden 

Drit tpersonen oder Institutionen 

vorgesehen. Seitens der AHV-IV-

FAK-Anstalten werden Akonto-

zahlungen an die pf legebedür f-

tigen Personen geleistet und nach 

Prüfung der Unterlagen (Löhne 

des Personals usw.) er folgt die 

def initive Abrechnung für die ver-

gangene Periode. Die Abklärung 

der Einzelfäl le, insbesondere die 

Festlegung der Pf legestufe und 

die Prüfung der Unterlagen, er-

10.4 Pflegegeld

Übertragene Aufgaben>

folgt durch eine von der Regie-

rung bestimmte «Fachstel le für 

häusliche Betreuung und Pf lege » 

Die administrative Abwicklung der 

Ausrichtung des Betreuungs- und 

Pf legegeldes er folgt durch die 

AHV-IV-FAK-Anstalten.

Der Gesamtaufwand lag im Be-

richtsjahr bei CHF 7’007’804.50. 

Die Kosten werden je hälf tig durch 

Staat und Gemeinden getragen. 

Im Dezember des Berichtsjahres 

wurden 244 laufende Fälle ver-

zeichnet. 231 Fälle waren einer 

konkreten Pf legestufe zugeordnet; 

in 13 Fällen wurden provisorische 

Leistungen ausgerichtet.

(Pflegestufe) 
Pflegebedürftigkeit 
pro Tag 

Höchstbetrag 
pro Tag 
in CHF

Bezüger 
Dezember 2010

(1) mehr als 1 Std.	 10.–	 24

(2) mehr als 2 Std.	 20.–	 34

(3 ) mehr als 3 Std.	 40.–	 54

(4) mehr als 4 ½ Std.	 80.–	 48

(5) mehr als 6 Std. 	 130.–	 27

(6 ) mehr als 7 ½ Std. 	 180.–	 44

keine Einstufung	 prov. Leistung	 13

		 Total		  244
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Zusprache-Entscheide betref fend medizinische Massnahmen

			   2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Zusprache-Entscheide 	 293	 355	 426 	 390	 433	 + 11 %

10.6 Blindenbeihilfen

Wie bei den Hilf losenentschä-

digungen werden auch bei den 

Blindenbeihilfen drei Grade un-

terschieden: vollblind, praktisch 

blind, hochgradig sehschwach. 

Die Beträge werden im Rahmen 

der Teuerung regelmässig ange-

passt (parallel zur Rentenerhö-

Pauschalbeträge bei Blindheit bzw. hochgradiger Sehschwäche ( in CHF, monatlich)

		  2002/03	 2003/04	 2005/06	 2007/08 	 2009/10

	 für Vollbl inde	 574	 588	 600	 616 	 636

	 für praktisch Blinde	 431	 441	 450	 462 	 477

	 für hochgradig Sehschwache	 287	 294	 300	 308 	 318

Betrag der Ausgaben für Blindenbeihilfen (BBH, in CHF)

			   2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Aufwendungen 	 2211’932	 216’797	 219’766 	 234’338	 226’783	 – 3.2 %

Übertragene Aufgaben>

hung). Die Ausgaben werden zur 

Gänze vom Land getragen. 

Es geht hierbei hauptsächlich um 

Krankheitsbehandlung bei be-

stimmten Gebur tsgebrechen. Die 

historische Entwicklung (Einfüh-

rung der IV vor dem Obligatorium 

der Krankenversicherung) führ te 

dazu, dass in diesem ( in absolu-

ten Zahlen eher kleineren) Bereich 

nicht die Krankenversicherung, die 

sich für den Bereich der Krank-

heitsbehandlung anbieten würde, 

als Träger eingesetzt ist. Die Ko-

sten werden zur Gänze vom Land 

getragen. Schwankungen, die sta-

Betrag der Ausgaben für besondere medizinische Massnahmen ( in CHF)

		  2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Aufwendungen 	 2’682’368	 2’540’215	 2’552’834 	 2’898’588	 2’374’078	 – 18.1 %

10.5 Besondere medizinische Massnahmen

tistisch bedeutsam erscheinen, 

in absoluten Zahlen jedoch ver-

gleichsweise gering sind, müssen 

bei diesem Geschäf tsbereich er-

war tet werden.
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Anzahl Bezüger von Blindenbeihilfen (BBH, per Dezember)

			   2006	 2007	 2008 	 2009	 2010	 Veränderung

	 Bezüger total	 43	 40	 45 	 46	 45	 – 2.2 %

 		  Vol lbl inde	 10	 9	 9 	 9	 9	  0.0 %

 		  praktisch Bl inde	 11	 11	 13 	 14	 13	 – 7.1 %

 		  hochgradig Sehschwache	 22	 20	 23 	 23	 23	 0.0 %

10.7 Anschlusskontrolle im Bereich der 2 . Säule

10.8 Rückverteilung der CO2-Abgabe

Im BPVG (Gesetz über die betrieb-

liche Personalvorsorge) wird der 

AHV die Anschlusskontrolle bei 

der betrieblichen Personalvorsor-

ge übertragen. Dabei ist zu prüfen, 

ob ein Betrieb für seine Mitarbei-

tenden eine betriebliche Personal-

vorsorge im Rahmen der 2. Säule 

eingerichtet hat. Die Einzelheiten 

Im per 1. Januar 2010 einge-

führ ten CO2-Gesetz (Gesetz über 

die Erhebung einer CO2- Abgabe 

auf fossi len Energieträgern) wur-

de die AHV neu auch mit der Um-

ver tei lung eines Teils der vom 

Staat vereinnahmten CO2- Abga-

ben betraut. 

Die CO2- Abgabe ist als Lenkungs-

abgabe konzipier t. Sie soll den 

sparsamen Umgang mit fossi len 

Brennstof fen fördern. Der Tei l der 

Einnahmen aus der CO2- Abgabe, 

der von den Unternehmen (Ar-

beitgeber) geleistet wurde, wird 

gesamthaf t abzüglich Verwal-

tungskosten an die Unternehmen 

(Arbeitgeber) zurückver tei lt. Die 

Rückver tei lung er folgt durch die 

AHV-IV-FAK-Anstalten im Auf trag 

des Amtes für Umweltschutz je-

weils zwei Jahre im Nachhinein. 

sind in der in Zusammenarbeit mit 

der Finanzmarktaufsicht (FMA) er-

arbeiteten FMA-Richtlinie 2008/1 

skizzier t. Eine Anschlusskontrolle 

er folgt in folgenden Fällen:

• Bei Er fassung eines neuen Ar-

beitgebers durch die AHV (die-

se Erstkontrolle er folgte in ca. 

300 Fällen)

Für das Jahr 2010 erhalten die 

Arbeitgeber CHF 0.21 pro CHF 

1’000 abgerechnete AHV-Lohn-

summe. Massgebend ist dabei 

die vom Arbeitgeber abgerechne-

te AHV-pf l ichtige Lohnsumme des 

Jahres 2008 (erhoben am Stich-

tag 31. Oktober 2009). Nachträg-

l ich korr igier te Lohnsummen (z.B. 

aus Arbeitgeberkontrol len) wer-

den nicht berücksichtigt. Aus-

genommen von dieser Rückver-

tei lung sind Arbeitgeber, die auf 

entsprechenden Antrag hin von 

der CO2- Abgabe befreit wurden. 

Der Antei l aus der Ver tei lung der 

CO2- Abgabe wurde den einzel-

nen Unternehmen im Juni 2010 

schrif tl ich mitgetei lt. Der Betrag 

wurde grundsätzl ich mit der Bei-

tragsrechnung der AHV-IV-FAK-

Anstalten verrechnet oder auf 

• Zum Zeitpunkt der jährlichen  

Abrechnung der AHV-Beiträge (di-

ese periodische Anschlusskontrol-

le er folgte bei den 4’185 von der 

AHV versandten Auf forderungen 

zur Einreichung der jährlichen 

Lohnabrechnung)

• Im Rahmen der Arbeitgeberkon-

trolle (120 Fälle, vgl. Kap. 6.3)

die nächste Rechnung vorgetra-

gen. In Ausnahmefäl len wenn kei-

ne Verrechnung oder Gutschrif t 

möglich war, kann es auch zu ei-

ner Auszahlung kommen.

Im Berichtsjahr konnten CHF 

496’214.10 an 3’473 Unternehmen 

rückver tei lt werden. Die rück-

ver tei lten Beträge vari ieren sehr 

stark, sodass sie wenige Rappen 

oder auch mehrere tausend Fran-

ken betragen können (eben in Ab-

hängigkeit von der Lohnsumme).

Übertragene Aufgaben>
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11Zusammenfassung des Ber ichts jahres>

Insgesamt stabiles Jahr für die 

AHV: Im eigentl ichen «Kernge-

schäf t» (Sozialversicherung) bleibt 

das Volumenwachstum hoch. Die 

wichtige Kennzahl der Altersren-

ten stieg von 14’756 um 742 (bzw. 

5.03 %) auf 15’498. Die Ausgaben 

sind von CHF 213.80 Mio. um CHF 

13.93 Mio. bzw. 6.52 % auf CHF 

227.73 Mio. gestiegen. Ausser-

gewöhnlich und in Bezug auf die 

langfr istige Sicherheit bedeutsam 

ist, dass die Beitragseinnahmen 

(Beiträge der Versicher ten und 

Arbeitgeber) erstmals seit vielen 

Jahren wieder rückläuf ig sind 

(– 1.74 %). Das Gesamtergebnis 

(Vermögensanlagen, Ausgaben, 

Beitragseinnahmen, Staatsbei-

trag) führ t dazu, dass der AHV-

Fonds von CHF 2’318.45 Mio. 

um CHF 103.94 Mio. auf CHF 

2’422.39 Mio. angewachsen ist. 

Das entspricht dem 10.64-fachen 

einer Jahresausgabe (Vorjahr: 

10.84 Jahresausgaben). Mit dem 

2010 erzielten Vermögensanlage-

Ergebnis (+ 3.36 %) kann man 

durchaus zufr ieden sein. Das 

aussergewöhnliche Ergebnis des 

Vorjahres 2009 von + 12.33 % 

kann kein Massstab sein, denn 

es beruhte auf der Ausgangsla-

ge der im 2008 massiv eingebro-

chenen Reserven. Insgesamt ist 

die Entwicklung des AHV-Fonds 

nach den Turbulenzen der letzten 

Zeit wieder auf dem zu erwar-

tenden Kurs.

 

Stabiles Jahr für die IV: Die 

Zahl der Renten veränder te sich 

insgesamt kaum. Sie nahm von 

2’279 um 39 bzw. 1.71 % auf 

2’240 ab. Die Ausgaben der IV 

sind von CHF 53.46 Mio. ge-

r ingfügig um CHF 0.46 Mio. bzw. 

0.86 % auf CHF 53.92 Mio. ange-

stiegen. Für Renten wurden im 

Berichtsjahr ca. 70 % der Aus-

gaben verwendet (Vorjahr: eben-

fal ls ca. 70 %). Die übrigen Aus-

gaben betref fen Früher fassung, 

Eingliederungsmassnahmen und 

kollektive Leistungen (Zahlungen 

an private Behinder ten-Organi-

sationen). Der IV-Fonds beläuf t 

sich per Ende Berichtsjahr auf 

CHF 2.72 Mio. (Vorjahr: CHF 2.68 

Mio.). Das entspricht der gesetz-

l ichen Obergrenze des IV-Fonds 

(5 % der jährl ichen Aufwen-

dungen bzw. 0.05 Jahresausga-

ben). Das schönste Ereignis des 

Berichtsjahres al lerdings waren 

nicht «nackte Zahlen», sondern 

die Begehung des 50. Jubiläums 

unter dem Motto «blickw chs l» 

mit Einbezug der Behinder ten-

Organisationen.

Weiterhin günstige Entwicklung 

bei der FAK: Im Leistungsbereich 

sind die Ausgaben im Vergleich 

zum Vorjahr von CHF 49.41 Mio. 

um CHF 0.74 Mio. bzw. 1.5 % auf 

CHF 48.67 Mio. gesunken. Der 

FAK-Fonds ist von CHF 106.95 

Mio. um CHF 11.28 Mio. auf CHF 

118.23 Mio. angewachsen. Damit 

ist das 2.43-fache einer Jahres-

ausgabe gedeckt (Vorjahr: 2.16 

Jahresausgaben). 

Hohes Defizit bei der Verwal-

tungskostenrechnung: Die sepa-

rat von AHV, IV und FAK geführ te 

Verwaltungskostenrechnung ver- 

zeichnete einen Verlust von CHF 

1.47 Mio. (Vorjahr: buchhalte-

r ischer Gewinn von CHF 0.84 

Mio., faktisch al lerdings brachte 

das Vorjahr eher eine ausgegli-

chene Rechnung). Ausschlagge-

bend sind vorübergehend hohe 

IT-Investitionen, der seit 2008 um 

10 % gesenkte Beitragssatz und 

ein nicht erwar teter Rückgang bei 

den Beitragseinnahmen (Beiträge 

der Versicher ten und Arbeitge-

ber). Das Kapital reduzier t sich 

auf CHF 4.88 Mio. Das entspricht 

0.34 des Brutto-Jahresaufwands 

(Vorjahr: 0.49 des Brutto-Jahres-

aufwands). 

Neuerungen für die Verwal-

tungstätigkeit: Für die Verwal-

tung war das Berichtsjahr geprägt 

von: Einführung des Betreuungs- 

und Pflegegeldes, erstmals vor-

zunehmende Umverteilung der 

CO2-Abgabe, Einführung eines 

Q u a l i t ä t s m a n ag m e n t-S ys te m s, 

Abschluss einer arbeitsinten-

siven Sonderaktion im Bereich 

der Renten (Neuberechnung der 

laufenden Renten ehemals teil-

zeiterwerbstätiger Grenzgänger) 

und nicht zuletzt Umsetzung von 

Corporate-Governance-Vorgaben 

(Gesetz über die Steuerung und 

Überwachung von öf fentl ichen 

Unternehmen). Grossen Aufwand 

verursachten auch die Vorberei-

tungsarbeiten für eine weitere den 

AHV-IV-FAK-Anstalten zusätzlich 

übertragene Aufgabe: Inkasso 

der ALV-Beiträge.



Unsere Aufgabe

Im Berichtsjahr 2010 er folgte die 

Umsetzung des gesetzl ichen Auf-

trags, darunter die Ausr ichtung 

von durchschnit tl ich über CHF 

29 Mio. monatl ich (Vorjahr: über 

CHF 27 Mio. monatl ich ) in Be-

zug auf sämtl iche Leistungen an 

27’000 Kunden (Vorjahr: 26’000 

Kunden) ohne grössere Schwie-

r igkeiten. 

Zu den Leistungen ( total über 

CHF 350 Mio. CHF im Berichts-

jahr bzw. über CHF 330 Mio. im 

Vorjahr; sämtl iche Auszahlungen 

von Renten, Eingl iederungs-

massnahmen, Famil ienzulagen, 

usw.) werden hier gezählt: CHF 

227.73 Mio. für AHV (Vorjahr 

CHF 213.80 Mio.) , CHF 53.92 

Mio. für IV (Vor jahr CHF 53.46 

Mio.) , CHF 48.67 Mio. für FAK 

(Vorjahr CHF 49.41 Mio.) , CHF 

8.07 Mio. für Ergänzungsleis- 

tungen (Vorjahr CHF 8.42 Mio.) , 

CHF 3.69 Mio. für Hi l f losenent-

schädigungen (Vorjahr CHF 3.72 

Mio.) , CHF 2.37 Mio. für beson-

dere medizinische Massnahmen 

(Vorjahr CHF 2.90 Mio.) , CHF 0.23 

Mio. für Bl indenbeihi l fen (Vorjahr 

CHF 0.23 Mio.) und seit 2010 auch 

CHF 7.01 Mio. für Pf legegeld. Als 

Kunden auf der Leistungssei-

te gerechnet werden per Stand 

Ende des Berichtsjahres: 15’498 

Altersrentner (Vor jahr: 14’756 ), 

1’540 Witwen- und Witwerrentner 

(Vor jahr: 1’458 ), 2’240 IV-Renten 

(Vorjahr: 2’279 ), 6’426 Famil ien-

zulagenbezüger (Vor jahr: 6’389 ), 

633 Ergänzungsleistungsbezü-

ger (Vor jahr: 666 ), 379 Bezüger 

von Hil f losenentschädigungen 

(Vorjahr: 382), 45 Bezüger von 

Bl indenbeihi l fen (Vorjahr 46 ) und 

neu auch 244 Pf legegeldbezüger 

(Vor jahr: Nul l ) . Ausser Acht ge-

lassen werden bei der Zählung 

der Kunden: Kinderrenten, Zu-

satzrenten für die Ehefrau, Wai-

senrenten, Taggeld, Kunden mit 

medizinischen Massnahmen usw. 

Zum gesetzl ichen Auf trag gehör t 

auch der gute Verkehr mit den Ab-

rechnungspf l ichtigen. Die Fluktu-

ation beim Vergleich von Moment-

aufnahmen (Stand Ende Jahr) ist 

je nach Sektor unterschiedl ich: 

total 10’657 Abrechnungspf l ich-

tige (Vorjahr 10’622), davon ca. 

4’185 Arbeitgeber (Vor jahr 4’047) 

mit entsprechend vielen Arbeit-

nehmern; 2’029 Selbständiger-

werbende (Vorjahr 1’992); 4’367 

(Vorjahr 4’509 ) Nichterwerbstä-

tige und 76 freiwi l l ig Versicher te 

(Vor jahr 74). 

In Bezug auf die Abrechnungs-

pf l ichtigen ist neu seit 2011 auch 

der Einzug der ALV-Beiträge bei 

den Arbeitgebern gekommen; 

der Er folg bei der Übernahme 

dieser neuen Aufgabe wird sich 

nach Abschluss des ersten Jah-

res beur tei len lassen. 

Die Verwaltungskosten (4.1 % 

des Totals al ler ausgerichteten 

Leistungen) sind im Vergleich 

zum Vorjahr (3.9 %) angestiegen.  

Das Ziel des Vorjahres mit der 

Umsetzung der neu einge-

führ ten, zusätzl ichen Aufgaben, 

wie die Ausr ichtung des Betreu-

ungs- und Pf legegeldes, sowie 

die Umver tei lung der CO2-Ab-

gaben an die Arbeitgeber konn-

te er folgreich er fül l t werden. 

12> Aktuel le Entwick lungen und Ausbl ick
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In Bezug auf das Pf legegeld kön-

nen die wichtigsten denkbaren 

Verbesserungen nicht von den 

AHV-IV-FAK-Anstalten gesteuer t 

werden. Der Wermutstropfen für 

die Empfänger des Pf legegeldes 

l iegt im administrativen Aufwand, 

den die Abrechnung des Pf le-

gepersonals mit den verschie-

denen Trägern, nicht etwa nur 

den AHV-IV-FAK-Anstalten, im 

Bereich der sozialen Sicherheit 

verursacht. Bei der Umver tei lung 

der CO2-Abgaben an die Arbeit-

geber werden die AHV-IV-FAK-

Anstalten mittelfr istig in der Lage 

sein, dieses untypische Geschäf t 

technisch so zu optimieren, dass 

der Verwaltungsaufwand mini-

mier t werden kann. Die Verwun-

derung der Kundschaf t, wenn sie 

Gutschrif ten von wenigen Rap-

pen erhalten, wird sich al lerdings 

nicht vermeiden lassen.

Bei den weiteren, sich künf tig 

abzeichnenden Aufgaben geht 

es darum, sich auf die Neue-

rung vorzubereiten: Ablösung 

des zwischenstaatl ichen EWR-

Instruments (Abkommen) «Ver-

ordnung 1408/71» durch die 

«Verordnung 883/04» sowie der 

entsprechenden Durchführungs-

verordnung, verbunden mit der 

Einführung eines elektronischen 

Datenaustausches zwischen den 

EWR-Mitgl iedstaaten; Umset-

zung von Gesetzesänderungen im 

Zusammenhang mit dem bevor-

stehenden Par tnerschaf tsgesetz. 

Neu hinzu kommen wird der Ab-

zug von Quellensteuer auf Renten 

( in bestimmten Konstel lationen). 

Hier gi lt es, die technische Vorbe-

reitung so zu gestalten, dass der 

Verwaltungsaufwand tief bleibt.

Im Übrigen hoffen die AHV-IV-

FAK-Anstalten darauf, dass eine 

gewisse Stabil ität in Bezug auf 

die übertragenen – und zum Teil 

eben untypischen – Aufgaben ein-

tritt. In den letzten Jahren war die 

Kadenz des Gesetzgebers bei der 

Einführung zusätzlicher Aufgaben 

recht eng: Anschlusskontrolle im 

Bereich der 2. Säule seit 2008, 

Pflegegeld seit 2010, Umvertei-

lung CO2-Abgabe Mitte 2010, 

ALV-Beitragsinkasso ab 2011. 

Eine Phase der Konsolidierung 

wäre wünschenswert.

Unsere Verantwortung

Im Berichtsjahr haben die AHV-

IV-FAK-Anstalten das im Vorjahr 

in Auftrag gegebene versiche-

rungsmathematische Gutachten, 

das die mittel- und längerfristige 

Entwicklung der AHV erhellen 

soll, behandeln können. Die Auf-

gabe, die zuständigen Instanzen 

bei ihren Entscheidungen über 

die verantwortungsvolle Beschaf-

fung und Verteilung der Geldmit-

tel zu unterstützen und sich in 

der Rolle als Experten aktiv am 

Meinungsbildungsprozess zu be-

teil igen, konnten die AHV-IV-FAK-

Anstalten erfüllen. Sie konnten im 

Berichtsjahr einen gewissen Input 

bei den Vorbereitungsarbeiten 

zum «Vernehmlassungsbericht der 

Regierung vom 1. Februar 2011 

betreffend die Anpassung des 

Staatsbeitrags sowie die lang-

fristige finanzielle Sicherung der 

AHV» liefern. Als reines Durch-

führungsorgan können die AHV-

IV-FAK-Anstalten die Entwick-

lung jedoch nicht selbst steuern, 

sondern lediglich ihr Fachwissen 

einbringen. Die Kompetenz zur 

Entscheidung über die finanzielle 

Sicherheit der AHV liegt bei Ge-

setz- und Verordnungsgeber.

Die Bestrebungen zur langfri-

stigen Sicherung der AHV sind lei-

der durch andere Entwicklungen 

überholt und in den Hintergrund 

gedrängt worden. Wie im Vor-

jahresbericht (2009) angekündi-

gt, ist die langfristige finanzielle 

Sicherheit der AHV im laufenden 

Jahr (2011) zu einem wichtigen 

Thema geworden und wie schon 

im Vorjahr vermutet, geht es bei 

der oben erwähnten Vernehmlas-

sungsvorlage im Kern um die Sa-

nierung des Staatshaushalts. Die 

parallel dazu vorgeschlagenen 

Massnahmen bei der AHV dienen 

in erster Linie lediglich dazu, den 

Einnahmenrückgang, welcher bei 

einer Kürzung des Staatsbeitrags 

entsteht, so gut als möglich zu 

kompensieren. In zweiter Linie 

enthält die Vorlage auch Massnah-

men («automatische Ausgaben-

bremsen»), welche die finanzielle 

Sicherheit des Volksvermögens 

«AHV-Fonds» verbessern sollen.  

Sowohl die Sanierung des Staats-

haushaltes als auch die langfri-

stige Sicherung der AHV sind im 

Allgemeininteresse. Es ist eine 

grosse Verantwortung der Poli-

tik, hier die richtige Balance zu 

finden. Aufgabe der AHV-IV-FAK-

Anstalten als Experten ist es, die 

Entscheidungsorgane dabei best-

möglich zu unterstützen.  

Unsere Kundenbeziehungen

Die IV hat im Berichtsjahr die 

Gelegenheit, die «Trilogie» be-

stehend aus «50 Jahre AHV» (im 

>
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Jahre 2004), «50 Jahre FAK» (im 

Jahre 2008) mit dem weiteren Ju-

biläum «50 Jahre IV» (2010) ab-

zuschliessen, genutzt und das 

Ziel, nämlich die Einbindung der 

Behindertenorganisationen in das 

Jubiläumsjahr zu erreichen, voll-

umfänglich erreicht. Die einzelnen 

Anlässe sind an anderer Stelle im 

Geschäftsbericht bereits ausführ-

lich beschrieben.

Neben diesem besonderen Anlass 

erfolgte die Öffentlichkeitsarbeit 

im Rahmen der Vorjahre: Merk-

blätter, Rundschreiben, vier in 

Vaduz durchgeführte internatio-

nale Sprechtage mit Experten aus 

der Schweiz, aus Österreich und 

Deutschland, Vorträge bei meh-

reren Verbänden. Wiederum rege 

genutzt wurde das Angebot der 

Beratung, im Wesentlichen die 

Rentenberechnung für verschie-

dene Zeitpunkte des Rentenvor-

bezugs: 1’443 Rentenberatungen 

(Vorjahr 1’459).

Wie im Vorjahresbericht angekün-

digt, wurde im Berichtsjahr ver-

sucht, die wichtigsten Anliegen 

der Kundschaft systematischer 

als bisher durch die Mitarbeiten-

den erfassen zu lassen, um einen 

allfäll igen Handlungsbedarf im 

Rahmen eines kontinuierl ichen 

Verbesserungsprozesses (KVP) 

erkennen zu können. Als Ausfluss 

daraus werden die AHV-IV-FAK-

Anstalten im laufenden Jahr einen 

elektronischen Newsletter lancie-

ren, um die interessierte Kund-

schaft auf diesem Wege über 

wichtige Neuerungen sowie inte-

ressante Zahlen zu informieren. 

Ausserdem wird im Jahre 2011 

die im Vorjahresbericht angekün-

digte, formelle Kundenbefragung 

durchgeführt. Ausgewählt dafür 

wurde ein zentraler Kernbereich: 

die Arbeitgeber. Ziel dieser Befra-

gung ist es, die Zufriedenheit zu 

messen und die Anliegen dieser 

Kunden, soweit dies innerhalb 

des gesetzlichen Rahmens mög-

lich ist, in der Folge besser zu be-

dienen.  

Unsere Organisation

Im Berichtsjahr wurde ein Quali-

täts-Management-System (QMS) 

eingeführt. Die Zertif izierung mit 

der ISO-Norm 9001:2008 wur-

de am 16. März 2010 verliehen. 

Es geht nun fortlaufend darum, 

dieses System zu optimieren: Er-

fassung verschiedener Erfolgs-

kenngrössen EKG, wobei dies 

wesentlich vom nachfolgend be-

schriebenen Strategieprozess 

(Corporate Governance) abhängt, 

fortgesetzte Aktualisierung der 

verschiedenen Hilfsmittel (defi-

nierte Praxis, Checklisten usw.), 

um in weiterer Folge in einem 

kontinuierl ichen Verbesserungs-

prozess (KVP) die Kernprozesse 

systematischer steuern zu kön-

nen. Bereits begonnen wurden 

auch Vorbereitungen für eine Sy-

stematisierung des Internen Kon-

trollsystems (IKS). Es ist jedoch 

ein längerer Prozess, der sich 

nicht übers Knie brechen lässt. 

QMS beinhaltet auch eine Beurtei-

lung externer Partner, um die Zu-

sammenarbeit auch in diesem Be-

reich zu verbessern. In Bezug auf 

die Vermögensverwaltung erfol-

gen systematische Beurteilungen 

der externen Vermögensverwalter 

schon seit Jahren. Hinsichtlich 

weiterer Partner wurde dies erst 

mit der Einführung des QMS for-

malisiert. Besonderer Handlungs-

bedarf in Bezug auf einzelne Part-

ner hat sich im Berichtsjahr nicht 

ergeben. 

Das Berichtsjahr war zudem von 

«Corporate Governance» geprägt, 

d.h. der Umsetzung der Regel-

werke, die aus dem ab 2010 

geltenden Gesetz über die Steu-

erung und Überwachung öffent-

l icher Unternehmen (ÖUSG) bzw. 

aus der Abänderung der Spezial-

gesetze (AHVG usw.) entstanden 

sind. Der Verwaltungsrat hat in 

seiner Sitzung vom 1. Juli 2010 

insgesamt sieben Reglemente 

revidiert bzw. neu beschlossen: 

Organisation, Vermögensanlagen, 

Rechnungswesen, Unterschriften-

regelung, Aktenaufbewahrung, 

Personalwesen, Personalvertre-

tung. Er hat ausserdem Statuten 

beschlossen, die aber noch im 

Genehmigungsverfahren bei der 

Regierung sind. Das angestrebte 

Ziel, die neuen Regelungen sinn-

voll und für den Geschäftsbetrieb 

(das Tagesgeschäft im Dienste der 

Kundschaft) reibungsfrei zu über-

nehmen, ist zweifellos gelungen. 

Verzögerungen gibt es jedoch 

in Bezug auf die Frage der Not-

wendigkeit einer Eignerstrategie 

(durch die Regierung als Eigner-

vertreter) und dieser Frage nach-

gelagert der Ausgestaltung einer 

Unternehmensstrategie (durch 

die AHV-IV-FAK-Anstalten). Das 

Ziel muss darin bestehen, diese  

Fragen zumindest in grundsätz-

licher Hinsicht bis 31. Dezember 

2011 geklärt zu wissen. Im Zu-

sammenhang mit Corporate Go-

vernance haben sich die AHV-IV-
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FAK-Anstalten bei der Regierung 

auch versichert, ob der Inhalt des 

Geschäftsberichts den Anforde-

rungen des ÖUSG entspricht. Die 

Regierung hat festgestellt, dass 

die Gesamtbezüge der strate-

gischen und operativen Führungs-

ebene anzuführen sind – was oh-

nehin bereits im Geschäftsbericht 

2009 der Fall war – und dass auch 

Angaben zur Zielerreichung im 

Hinblick auf die Unternehmens-

strategie anzuführen sind, sofern 

eine solche im massgebenden 

Zeitpunkt bereits festgelegt sei. 

Solange die Strategiefragen nicht 

geklärt sind, orientieren sich die 

Ausführungen dieses Kapitels 

am alten Leitbild. Andere als die 

genannten Auflagen wie Bezüge, 

Ausführungen zur Zielerreichung 

oder irgendwelche aufsichtsbe-

hördlichen Verfahren liegen nicht 

vor. Lediglich der guten Ordnung 

halber sei erwähnt: zwei Amtshaf-

tungsverfahren im Zusammenhang 

mit der Aberkennung IV-Renten, 

eine Aufsichtsbeschwerde an den 

Verwaltungsrat (ebenfalls im Zu-

sammenhang mit IV-Rentenaber-

kennung).

Was die Sachmittel betrifft, so 

wurde im Jahre 2010 mit einer 

Optimierung der zur Verfügung 

stehenden Büroflächen begon-

nen. Ein Stockwerk (2. OG) wurde 

baulich angepasst (z.T. verbun-

den mit einer Verkleinerung der 

Büroräume einzelner Mitarbeiter). 

Die Übung wurde verbunden mit 

einer teilweisen Erneuerung des 

Mobiliars. Für 2011 sind entspre-

chende Anpassungen in einem 

weiteren Stockwerk (1. OG) und 

für 2012 die Prüfung allfäll iger 

Umbauten im Erdgeschoss gep-

lant. Ziel dieses Vorhabens ist es, 
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die Büroflächen so weit zu opti-

mieren, dass auch ein grösserer 

Personalbestand eingesetzt wer-

den könnte. Dies steht vor dem 

Hintergrund, dass angesichts des 

Volumenwachstums eben stets 

auch mit vermehrtem Personalbe-

darf zu rechnen ist. Dies ist vo-

rübergehend mit entsprechenden 

Investitionen verbunden, welche 

sich mittelfristig infolge der Ver-

meidung höherer Ausgaben für 

Mietzins der zusätzlichen Büroflä-

chen auszahlen sollten. 

Das zuvor erwähnte Volumen-

wachstum prägt auch den IT-Be-

darf. Nachdem im Vorjahr im Rah-

men des EDV-Projekts «VISTA» 

das Grundlagenprojekt «Überfüh-

rung der Kundendaten» erfolg-

reich und ohne nennenswerte 

Einschränkung für die Kundschaft 

eingeführt werden konnte, ist es 

dem IT-Pool, dem auch die AHV-

IV-FAK-Anstalten angehören (IGS, 

Informatikgesellschaft für Sozial-

versicherungen GmbH mit Sitz in 

St. Gallen) gelungen, das «Pilot-

projekt Renten» bei der SVA St. 

Gallen einzuführen. Es folgt nun 

der Roll-out des «Basis-Release 

Renten» bei sämtlichen IGS-Ge-

sellschafterinnen (voraussichtlich 

bis Ende 2012). Der Abschluss 

des 2002 begonnenen Grosspro-

jektes «VISTA» ist eines der Ziele, 

das in den nächsten Jahren im 

Vordergrund stehen wird. 

Danach sollen die AHV-IV-FAK-

Anstalten wieder über eine si-

chere, moderne, vor allem aber 

auch anpassungsfähige und 

weniger wartungs- und kosten-

intensive IT-Plattform verfügen. 

Voraussetzung für niedrige IT-

Kosten ist auch, dass die Kadenz 

v. l. Harald Schädler (Leiter Zentrale Dienste, Stv. Direktor) , Andreas Jäger (Lei-
ter Beiträge und Leistungen), Jürgen Seeliger (Leiter Rechtsdienst) , Hansruedi 
Amstalden (Schweiz. Vereinigung für Qualitäts- und Management-Systeme 
(SQS) ) , Peter Banzer (Leiter IV, Stv. Direktor) , Walter Kaufmann (Direktor) ,  
Michael Falk (Leiter Direktionssekretariat ) , 
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und die Komplexität bei den An-

passungen des rechtlichen Regel-

werks sich verstärkt auch an der 

Administrierbarkeit orientiert).  

Unsere Mitarbeitenden

Im Vorjahr wurde bei den AHV-

IV-FAK-Anstalten eine offizielle 

Personalvertretung install iert. Das 

Ziel, auf diese Weise die Beleg-

schaft systematisch und sinnvoll 

in ausgewählte Gestaltungs- und 

Entscheidungsprozesse einbezie-

hen zu können, wurde erreicht.  

Die Probephase des «Incentive-

Programms» (ausserbetriebliches, 

standardisiertes Kursangebot zur 

breiteren Förderung der fach-

lichen und persönlichen Weiter-

bildung) ist abgeschlossen. Der 

organisatorische Aufwand und 

der Zuspruch seitens der Beleg-

schaft standen jedoch in einem 

ungünstigen Verhältnis. Nach den 

Erkenntnissen dieser Probephase 

wird das Kursangebot für 2011 

überarbeitet werden müssen. 

Das Ziel l iegt darin, das Angebot 

zu verbreitern und zugleich den 

damit verbundenen organisato-

rischen Aufwand zu verringern.  

Ausserdem wurde die im Vorjah-

resbericht angekündigte Mitarbei-

terbefragung in Zusammenarbeit 

mit «Swiss Benchmark» (Lötscher 

& Renggli AG, Sursee) durch-

geführt. Im Vergleich mit ande-

ren Unternehmen ist das Resultat 

der AHV-IV-FAK-Anstalten erfreu-

lich gut. In sämtlichen Kategorien 

(Arbeitsinhalt, Anstellungsbedin-

gungen, Führung usw.) wurden 

die Vergleichswerte des «Bench-

mark» (Mittelwert anderer Firmen) 

übertroffen. Besonders gut abge-

schnitten haben die «räumliche 

und technische Infrastruktur», 

die «Arbeitsprozesse» sowie die 

«Kommunikation und Information». 

Relativ knapp beim «Bench-

mark» hingegen liegt die Kate-

gorie «Perspektiven». In absolu-

ten Zahlen den tiefsten Zufrieden-

heitswert erreichte die Kategorie 

«Aus- und Weiterbildung», wobei 

auch dieser Wert deutlich über 

dem «Benchmark» und auch über 

dem durch diese Umfrage erho-

benen «Wichtigkeitsgrad» dieser 

Kategorie lag. Jede Kategorie ist 

wiederum in verschiedene Einzel-

aspekte gegliedert. Besonders 

zufrieden sind die Mitarbeitenden 

mit dem Einzelaspekt «Arbeitsein-

teilung»; besonders unzufrieden 

(«bottom three») sind sie jedoch 

mit den innerbetrieblichen Karri-

erechancen (unter dem «Bench-

mark»), einem Mangel an Team-

sitzungen sowie dem Lohn, wobei 

auch dieser Einzelaspekt beim 

«Benchmark» l iegt. Allerdings 

zeigen sich auch bei einem insge-

> Aktuel le Entwick lungen und Ausbl ick

samt guten Ergebnis erwartungs-

gemäss Verbesserungsmöglich-

keiten (das wird mit der Umfrage 

ja auch bezweckt). Als Ziel wird 

angestrebt, einen Massnahmen-

plan zu definieren, diesen umzu-

setzen bzw. die Umsetzung noch 

im 2011 zu beginnen, den Erfolg 

zu kontroll ieren, (allerdings durch 

eine eher informelle Umfrage) 

sowie die Mitarbeiterbefragung 

des Jahres 2010 bis Ende 2011 

mit einem Schlussbericht abzu-

schliessen. Eine Wiederholung ist 

in ca. drei Jahren geplant.
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2010
Betriebsrechnung AHV 2010

	
	 2010	 2009

	 CHF	 CHF

	 Versicherungsbereich				  

	 Beiträge					   
	

	 Beiträge der Versicher ten und Arbeitgeber	 205’313’657.00	 208’966’169.15

	 Abschreibungen von Beiträgen	 – 115’228.10	 – 105’535.08

	 Nachzahlung abgeschriebener Beiträge	 65’905.61	 28’100.33

					   

		  205’264’334.51	 208’888’734.40

					   

	 Leistungen					   
					   

	 Renten	 – 227’322’670.00	 – 213’190’809.00

	 Hil fsmit tel	 – 668’689.66	 – 763’609.00

	 Rückerstattungsforderungen / Verrechnungen	 256’753.84	 150’815.24

					   

		  – 227’734’605.82	 – 213’803’602.76

					   

	 Betriebsergebnis 1 *	 – 22’470’271.31	 – 4’914’868.36

	

				  

	 Vermögensverwaltungsbereich					   

					   

	 Wer tschri f tener folg	 71’882’855.80	 231’438’207.90

	 Immobil iener folg	 1’688’763.93	 1’342’842.40

	 Übriger Zinser folg	 198’528.50	 312’298.93

					   

	 Er folg Kapitalanlagen	 73’770’148.23	 233’093’349.23

					   

	 Betriebsergebnis 2 **	 51’299’876.92	 228’178’480.87

					   

	 Staatsbeitrag al lgemein	 45’598’271.93	 42’790’883.58

	 Beitrag aus LSVA	 7’043’175.75	 6’878’364.10

			   		

	 Gesamtergebnis AHV	 103’941’324.60	 277’847’728.55

					   

					   

					  

* Betr iebsergebnis (aus Beiträgen und Leistungen)					 

** Betr iebsergebnis ink l. Er folg aus Kapitalanlagen	

> Jahresrechnung
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Jahresrechnung

Bilanz AHV-Fonds per 31. Dezember 2010

	
	 31. 12. 2010	 31. 12. 2009

	 CHF	 CHF

	 Aktiven				  

	 Kapitalanlagen					   

	 Festverzinsl iche Wer te	 1’347’303’870.39	 1’306’781’618.53

	 Aktien	 677’538’675.54	 680’078’439.40

	 Übrige Anlagen	 44’419’548.20	 60’888’467.91

	 Immobil ien	 141’254’710.80	 113’053’508.00

	 Banken	 85’347’064.34	 36’332’409.00

	 Kurzfr istige Geldanlagen	 66’899’307.14	 24’240’662.44

					   

		  2’362’763’176.41	 2’221’375’105.28

	 Gemeinsame Geldmittel					   

	 Post	 44’455’149.62	 28’447’589.18	

	 Banken	 1’195’321.38	 59’988’517.48	

						    

		  45’650’471.00	 88’436’106.66	

	 Kontokorrente						   

	 Forderungen gegenüber Beitragspf l ichtigen	 14’597’308.34	 12’458’072.42	

						    

		  14’597’308.34	 12’458’072.42	

	 Abgrenzungen						   

	 Übrige Aktiven	 26’239’719.93	 28’339’661.54	

						    

		  26’239’719.93	 28’339’661.54	

						    

	 TOTAL AKTIVEN	 2’449’250’675.68	 2’350’608’945.90	

						    

						    

	 PASSIVEN					   

					   

	 Kontokorrente					   

	 Nicht bestel lbare Renten	 2’348.11	 8’537.38

	 Verpf l ichtung gegenüber IV-Fonds	 8’782’841.60	 7’626’228.15

	 Verpf l ichtung gegenüber FAK-Fonds	 12’783’445.86	 15’275’317.74

	 Verpf l ichtung gegenüber VK-Rechnung	 3’554’645.86	 5’998’392.66

					   

		  25’123’281.43	 28’908’475.93

	 Abgrenzungen					   

	 Übrige Passiven	 1’733’971.16	 3’248’371.48

					   

		  1’733’971.16	 3’248’371.48

	 Kapital					   

	 Bestand 1. Januar	 2’318’452’098.49	 2’040’604’369.94

	 Gesamtergebnis AHV	 103’941’324.60	 277’847’728.55

					   

	 Kapital 31. Dezember	 2’422’393’423.09	 2’318’452’098.49

								    

	 TOTAL PASSIVEN	 2’449’250’675.68	 2’350’608’945.90
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Jahresrechnung

Betriebsrechnung IV 2010

	
	 2010	 2009

	 CHF	 CHF

	 Versicherungsbereich				  

	 Beiträge					   
	

	 Beiträge der Versicher ten und Arbeitgeber	 40’546’867.70	 41’273’803.05

	 Abschreibungen von Beiträgen	 – 22’622.30	 – 19’915.05

	 Nachzahlung abgeschriebener Beiträge	 11’294.51	 4’877.25

						   

		  40’535’539.91	 41’258’765.25

						   

	 Leistungen						  
						   

	 Renten	 – 38’080’242.00	 – 37’709’326.00

	 Früher fassung/Eingl iederung	 – 2’739’319.14	 – 2’395’960.22

	 IIZ ¹/ Kol lektive Leistungen	 – 13’589’031.92	 – 13’559’091.16

	 Rückerstattungsforderungen/Verrechnungen	 490’719.02	 201’106.58

						   

		  – 53’917’874.04	 – 53’463’270.80

						   

	 Betriebsergebnis 1 *	 – 13’382’334.13	 – 12’204’505.55

						   

						   

	 Zinser trag	 25’464.55	 33’565.65

						   

						   

	 Betriebsergebnis 2 **	 – 13’356’869.58	 – 12’170’939.90

						   

	 Staatsbeitrag	 13’394’215.73	 12’379’018.46

						   

	 Gesamtergebnis IV	 37’346.15	 208’078.56

						   

	

					   

¹ Inter institutionel le Zusammenarbeit						 

* Betr iebsergebnis (aus Beiträgen und Leistungen)						 

** Betr iebsergebnis inkl. Vermögenser trag						 
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Jahresrechnung

Bilanz IV-Fonds per 31. Dezember 2010

	
	 31. 12. 2010	 31. 12. 2009

	 CHF	 CHF

	 Aktiven				  

	 Kontokorrente						   

	 Forderungen gegenüber Beitragspf l ichtigen	 2’592’725.36	 2’185’659.71

	 Forderung gegenüber AHV-Fonds	 8’782’841.60	 7’626’228.15

						    

		  11’375’566.96	 9’811’887.86

						    

						    

	 TOTAL AKTIVEN	 11’375’566.96	 9’811’887.86

						    

						    

						    

	 PASSIVEN						   

						    

	 Kontokorrente						   

	 Nicht bestel lbare Renten	 477.00	 331.00

	 Kreditoren	 67’744.92	 86’974.70

						    

		  68’221.92	 87’305.70

						    

	 Abgrenzungen						   

	 Übrige Passiven	 8’585’784.27	 7’040’367.54

						    

		  8’585’784.27	 7’040’367.54

						    

	 Kapital						   

	 Bestand 1. Januar	 2’684’214.62	 2’476’136.06

	 Gesamtergebnis IV	 37’346.15	 208’078.56

						    

	 Kapital 31. Dezember	 2’721’560.77	 2’684’214.62

						    

	 TOTAL PASSIVEN	 11’375’566.96	 9’811’887.86
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Jahresrechnung

Betriebsrechnung FAK 2010

	
	 2010	 2009

	 CHF	 CHF

	 Versicherungsbereich				  

	 Beiträge					   
	

	 Beiträge der Arbeitgeber, SE und NE ¹	 56’730’795.80	 57’728’341.00

	 Abschreibungen von Beiträgen	 – 31’840.10	 – 29’251.70

	 Nachzahlung abgeschriebener Beiträge	 18’249.87	 7’794.98

					   

		  56’717’205.57	 57’706’884.28

								    

	 Leistungen					   
					   

	 Kinderzulagen	 – 45’338’413.00	 – 46’076’967.00

	 Gebur tszulagen	 – 2’153’800.00	 – 2’216’100.00

	 Al le inerziehendenzulagen	 – 1’571’409.00	 – 1’670’724.00

	 Rückerstattungsforderungen/Verrechnungen	 390’499.00	 554’942.00

					   

		  – 48’673’123.00	 – 49’408’849.00

					   

	 Betriebsergebnis 1 *	 8’044’082.57	 8’298’035.28

	

				  

	 Vermögensverwaltungsbereich					   

					   

	 Wer tschri f tener folg	 3’181’451.18	 9’780’653.90

	 Übriger Zinser folg	 53’508.15	 51’256.82

					   

	 Er folg Kapitalanlagen	 3’234’959.33	 9’831’910.72

					   

	 Betriebsergebnis 2 **	 11’279’041.90	 18’129’946.00

					   

	 Staatsbeitrag	 0.00	 0.00

					   

	 Gesamtergebnis FAK	 11’279’041.90	 18’129’946.00

					   

	

		

¹ SE und NE = Selbständigerwerbende und Nichterwerbstätige					   

* Betr iebsergebnis (aus Beiträgen und Leistungen)			 

** Betr iebsergebnis inkl. Er folg aus Kapitalanlagen			 
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Jahresrechnung

Bilanz FAK-Fonds per 31. Dezember 2010

	
	 31. 12. 2010	 31. 12. 2009

	 CHF	 CHF

	 Aktiven				  

	 Kapitalanlagen					   

	 Festverzinsl iche Wer te	 61’058’023.15	 54’238’453.17

	 Aktien	 30’705’153.49	 28’226’906.52

	 Übrige Anlagen	 2’013’034.96	 2’527’198.33

	 Banken	 3’867’815.68	 1’507’990.04

	 Kurzfr istige Geldanlagen	 3’031’787.81	 1’006’117.64

					   

		  100’675’815.09	 87’506’665.70

	

	 Kontokorrente					   

	 Forderungen gegenüber Beitragspf l ichtigen	 4’032’393.44	 3’442’930.86	

	 Forderung gegenüber AHV-Fonds	 12’783’445.86	 15’275’317.74	

						    

		  16’815’839.30	 18’718’248.60	

						    

	 Abgrenzungen						   

	 Übrige Aktiven	 811’691.14	 854’639.30	

						    

		  811’691.14	 854’639.30	

						    

						    

	 TOTAL AKTIVEN	 118’303’345.53	 107’079’553.60	

						    

						    

						    

						    

	 PASSIVEN					   

					   

	 Abgrenzungen					   

	 Übrige Passiven	 75’874.71	 131’124.68

					   

		  75’874.71	 131’124.68

					   

	 Kapital					   

	 Bestand 1. Januar	 106’948’428.92	 88’818’482.92

	 Gesamtergebnis FAK	 11’279’041.90	 18’129’946.00

					   

	 Kapital 31. Dezember	 118’227’470.82	 106’948’428.92

					   

					   

	 TOTAL PASSIVEN	 118’303’345.53	 107’079’553.60
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Jahresrechnung

Verwaltungskostenrechnung AHV– IV– FAK 2010

	
	 2010	 2009

	 CHF	 CHF

	 Er trag					   

	

	 Verwaltungskosten-Beiträge	 10’894’708.56	 11’095’214.21

	 Mahngebühren und Bussen	 104’169.28	 97’397.52

	 Zinser trag	 18’942.75	 35’425.60

	 Vergütung für über tragene Aufgaben	 1’706’714.55	 1’540’000.00

	 Ausserordentl icher Er trag	 38’249.05	 5’460.00

	 Auf lösung Rückstel lungen	 40’000.00	 1’092’684.65

					   

		  12’802’784.19	 13’866’181.98

					   

					   

	 Verwaltungskosten (Aufwand)					   

					   

	 Löhne und Gehälter	 – 5’733’889.40	 – 5’700’912.50

	 Sozial le istungen	 – 1’005’793.45	 – 995’047.10

	 Übrige Personalkosten	 – 89’231.00	 – 104’408.13

	 Drucksachen und Büromater ial	 – 90’746.18	 – 102’691.73

	 EDV 	 – 5’067’760.04	 – 3’742’125.58

	 Por ti, Telefon und PC-Gebühren	 – 461’054.78	 – 467’122.44

	 Miete, Unterhalt und Reinigung	 – 893’297.50	 – 890’563.05

	 Revisions– und Beratungskosten	 – 237’228.00	 – 270’215.70

	 Unterhalt u. Reparaturen von Anlagevermögen	 – 27’860.55	 – 71’320.42

	 Abschreibungen auf Anlagevermögen	 – 172’775.36	 – 119’172.78

	 Übriger Aufwand	 – 303’204.77	 – 209’767.13

	 Bi ldung Rückstel lungen	 – 194’596.67	 – 360’000.00

					   

		  – 14’277’437.70	 – 13’033’346.56

					   

					   

	 Gesamtergebnis VK-Rechnung	 – 1’474’653.51	 832’835.42



>

61

Jahresrechnung

Bilanz der Verwaltungskosten AHV-IV-FAK per 31. Dezember 2010

	
	 31. 12. 2010	 31. 12. 2009

	 CHF	 CHF

	 Aktiven				  

	 Sachanlagen					   

	 Mobil ien	 146’815.00	 33’785.00

	 EDV-Anlage	 40’797.00	 62’027.00

	 Fahrzeuge	 2.00	 2.00

	 Antei lscheine	 1.00	 1.00

					   

		  187’615.00	 95’815.00

	 Geldmittel					   

	 Kasse	 7’846.95	 1’098.10	

						    

		  7’846.95	 1’098.10	

	 Kontokorrente						   

	 Forderungen gegenüber Beitragspf l ichtigen	 824’557.22	 706’627.73	

	 Forderung gegenüber AHV-Fonds	 3’554’645.86	 5’998’392.66	

						    

		  4’379’203.08	 6’705’020.39	

						    

	 Abgrenzungen						   

	 Übrige Aktiven	 1’377’556.76	 771’802.08	

						    

		  1’377’556.76	 771’802.08	

						    

	 TOTAL AKTIVEN	 5’952’221.79	 7’573’735.57	

						    

									    

					   

	 PASSIVEN					   

					   

	 Kontokorrente					   

	 Kreditoren	 323’695.29	 266’163.55

					   

		  323’695.29	 266’163.55

	 Abgrenzungen					   

	 Übrige Passiven	 74’151.49	 88’543.50

	 Rückstel lungen	 670’000.00	 860’000.00

					   

		  744’151.49	 948’543.50

	 Kapital					   

	 Bestand 1. Januar	 6’359’028.52	 5’526’193.10

	 Gesamtergebnis VK	 -1’474’653.51	 832’835.42

					   

	 Kapital 31. Dezember	 4’884’375.01	 6’359’028.52

					   

					   

					   

	 TOTAL PASSIVEN	 5’952’221.79	 7’573’735.57
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Jahresrechnung

Anhang zur Jahresrechnung per 31. Dezember 2010

1.3 Bilanzen

1.3.1 Kapitalanlagen
Die Kapitalanlagen werden zum Kurswert am 
Bilanzstichtag bewertet. Davon ausgenommen 
sind Immobilien, welche zu Anschaffungswerten 
abzüglich betriebswirtschaftlich erforderlichen 
Abschreibungen bilanziert werden. 

Im Zusammenhang mit den Kapitalanlagen wer-
den keine Wertschwankungsreserven gebildet.

1.3.2 Festverzinsliche Werte
Wertschriften, Kassenobligationen und ähnliche 
handelbare Anlagen werden zum Marktwert bi-
lanziert. Herkömmliche, standardisierte Wandel- 
und Optionsanleihen werden unter Obligationen 
verbucht. 

Die aufgelaufenen Marchzinsen aus festverzins-
lichen Werten werden unter der Rubrik Abgren-
zungen, übrige Aktiven, ausgewiesen

1.3.3 Aktien
Aktien werden zum Marktwert bilanziert. Her-
kömmliche, standardisierte Wandel- und Opti-
onsanleihen mit stärkerem Sachwertcharakter 
werden je nach Entscheid des Anlagefachaus-
schusses unter Aktien verbucht.

1.3.4 Übrige Anlagen
Edelmetalle, realwirtschaftliche Anrechte (Com-
modities) sowie nicht-traditionelle Anlagen wie 
Hedge Funds und Private Equity, Anteile an Im-
mobilienfonds und Ähnliches werden als übrige 
Anlagen verbucht und zu Marktwerten bewertet.

1.3.5 Immobilien
Die Bilanzierung der Immobilien (Liegenschaften 
und Bauland) erfolgt zu Anschaffungs- /Her-
stellkosten, vermindert um die planmässigen 
Abschreibungen von 3 % von den Anschaf-
fungs- oder Erstellungskosten. Wesentliche und 
andauernde Wertminderungen (bei sinkendem 
Marktwert) werden durch ausserplanmässige 
Abschreibungen berücksichtigt. Bei Land und 
Boden erfolgt grundsätzlich keine Abschreibung, 
da von einer unbegrenzten Nutzungsdauer aus-
gegangen werden kann.

Indirekte Immobilienanlagen, wie beispielsweise 
Anteile an Immobiliengesellschaften sowie An-
teile an Immobilienfonds, werden unter den Ru-
briken Aktien bzw. übrige Anlagen bilanziert.

1.3.6 Banken und kurzfristige Geldanlagen
Die Bilanzierung der Bankguthaben und kurzfri-
stigen Geldanlagen erfolgt zu Nominalwerten.

1.3.7 Derivate
Derivative Finanzinstrumente werden unabhängig 
vom Erwerbsgrund zum Marktwert, dem soge-
nannten Wiederbeschaffungswert, bilanziert. Die 
positiven Wiederbeschaffungswerte werden auf 
der Aktivseite, die negativen auf der Passivseite 
bilanziert. 

1.3.8 Sachananlagen (nur in der Bilanz der 
Verwaltungskostenrechnung)
Die Bilanzierung der Sachanlagen erfolgt zu An-
schaffungskosten, vermindert um die planmäs-
sigen Abschreibungen. Bei Vorliegen einer vo-
raussichtlich dauernden Wertminderung werden 
ausserplanmässige Abschreibungen vorgenom-
men. Abschreibungssätze (vom Anschaffungswert): 
Einrichtungsgegenstände	 10.0 %
Büromobiliar	 12.5 %
Büromaschinen und techn. Anlagen	 20.0 %
EDV-Anlagen und Fahrzeuge	 33.3 %

Software wird im Jahr der Anschaffung direkt 
dem Verwaltungsaufwand belastet.

Sachanlagen unter CHF 1’500 werden nicht 
aktiviert.

1.3.9 Gemeinsame Geldmittel
Die gemeinsam bewirtschafteten Geldmittel wer-
den gesamthaft in der Bilanz AHV-Fonds ausge-
wiesen.

1.3.10 Kontokorrente: Forderungen gegenü-
ber Beitragspflichtigen
In Bezug auf die uneinbringlichen Forderungen 
gelten die gesetzlichen Abschreibungsrege-
lungen. Entsprechend den gesetzlichen Rege-
lungen werden hinsichtlich Forderungen ge-
genüber Beitragspflichtigen keine vorsorglichen 
Delkrederepositionen gebildet.

1.3.11 Abgrenzungen
Bei den übrigen Aktiven und Passiven handelt 
es sich im Wesentlichen um Rechnungsabgren-
zungsposten. Einzelheiten sind in Ziffer 2 (Erläu-
terungen zu einzelnen wesentlichen Positionen) 
ausgeführt.

(Nach-)zahlungen für individuelle Versicherungs-
leistungen (im Wesentlichen: Renten, Eingliede-
rungsmassnahmen, Familienzulagen), welche 
bis zum 31. Dezember noch nicht verfügt wor-
den sind, werden – im Einklang mit den Be-
wertungsgrundsätzen – nicht periodengerecht 
abgegrenzt.

Betriebswirtschaftlich erforderliche Rückstel-
lungen und periodengerechte Abgrenzungen 
werden grundsätzlich nur in der Verwaltungskos- 
tenrechnung vorgenommen. In den Betriebs-
rechnungen der einzelnen Anstalten werden 
demgegenüber Aufwendungen und Erträge 
grundsätzlich jeweils erst bei Zahlungsausgang 
bzw. Zahlungseingang verbucht.

1	 Bilanzierungs- und Bewertungs-
	 grundsätze

1.1 Grundlagen

Die Jahresrechnung der AHV-IV-FAK-Anstalten 
per 31. Dezember 2010 wurde in Übereinstim-
mung mit dem vom Verwaltungsrat erlassenen 
Reglement über das Rechnungswesen erstellt 
(im Internet publiziert). Dieses Reglement stipu-
liert, dass die Buchführung so beschaffen sein 
muss, dass sie sachverständigen Dritten inner-
halb angemessener Zeit einen Überblick über die 
Geschäftsvorfälle und über die Lage der einzel-
nen Anstalten sowie über die Verwaltungskos-
ten vermitteln kann. Die Buchführung hat den 
Grundsätzen der Stetigkeit und Vergleichbarkeit, 
Wesentlichkeit und Klarheit sowie Vorsicht zu 
folgen. 

An weiteren Regularien sind zu erwähnen: Ver-
einbarung über die gemeinsame Bewirtschaf-
tung des Wertschriften-Portefeuilles der AHV 
und der FAK (Wertschriften-Pooling); Richtlinien 
zur Bewirtschaftung des Portefeuilles «interne 
Liquidität» und der damit einhergehende Be-
schluss über der Verteilung der Erträge aus der 
Liquiditätsbewirtschaftung. Verschiedene Geld-
mittel werden also gemeinsam bewirtschaftet 
(vgl. Ziff. 1.3.9 «Gemeinsame Geldmittel»). 

1.2 Betriebs-/ Verwaltungskostenrechnung

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
erfolgen getrennte Rechnungen für AHV, IV und 
FAK. Die jeweiligen Betriebsrechnungen (Er-
folgsrechnungen) bringen entsprechend den 
Besonderheiten der einzelnen Anstalten das 
Verhältnis zwischen Aufwendungen und Erträ-
gen sowie auch das Betriebsergebnis (Beiträge, 
Leistungen), das Ergebnis allfälliger Vermögens-
anlagen, den allfälligen Staatsbeitrag und das 
Gesamtergebnis zum Ausdruck.

Ausserdem wird gemäss den gesetzlichen Be-
stimmungen für die reinen Verwaltungskosten 
eine separate Buchführung im Sinne einer ge-
meinsamen Verwaltungskostenrechnung für die 
drei Anstalten vorgenommen.

Im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen 
werden betriebswirtschaftlich erforderliche Rück-
stellungen und periodengerechte Abgrenzungen 
grundsätzlich nur in der Verwaltungsrechnung 
vorgenommen. Im Rahmen der Betriebsrech-
nungen der einzelnen Anstalten werden dem-
gegenüber Aufwendungen und Erträge grund-
sätzlich jeweils erst bei Zahlungsausgang bzw. 
Zahlungseingang verbucht. 

Die Bewertung erfolgt, sofern nicht anders 
aufgeführt, zu Nominalwerten. Die Bewertung 
erfolgt im Sinne einer Sammelbewertung pro 
Bilanzposition gesamthaft. Allfällige Über- bzw. 
Unterbewertungen innerhalb einer Position wer-
den gegenseitig verrechnet. 

Fremdwährungspositionen werden zum Kurs-
wert am Bilanzstichtag bilanziert
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2	Erläuterungen zu einzelnen wesentlichen Positionen

2.1 Betriebsrechnung AHV-Fonds : Zusammensetzung Nettoer folg der Kapitalanlagen

Jahresrechnung

2.2 Bilanz AHV-Fonds

2.2 .1 Kapitalanlagen

Derivative	 Positive Wieder-	 Negative Wieder-	 Kontraktvolumen
Finanzinstrumente	 beschaf fungswerte	 beschaf fungswerte

	 CHF	 CHF	 CHF

Zinsen	 0.00	 – 507’347	 18’965’534
Devisen	 20’624’607	 – 899’303	 467’898’074
Commodities	 12’378’917	 – 7’328	 86’054’676
Total per 31. Dezember 2010	 33’003’524	 – 1’413’977	 572’918’285
Total per 31. Dezember 2009	 3’730’023	 – 4’194’667	 421’565’974

Die benötigte Liquidität zur Deckung der Derivatgeschäfte ist vorhanden.

	 31.12.2010 	 31.12.2009
	 CHF	 CHF

Summe der am Bilanzstichtag ausgeliehenen Wertschrif ten	 keine	 111’875’275.00

Per Bilanzstichtag waren keine Depotwerte verpfändet.

2010

CHF

2009

CHF

Zinsen und Wertschriftenerträge
Erträge aus Securities Lending 
Nicht realisierte Kursverluste und -gewinne (=Saldo)
Total Wertschriftenerfolg 

54’920’504.39
332’937.54

23’836’663.29
79’090’105.22

53’539’779.21
198’237.38

186’143’215.75
239’881’232.34

Zinsaufwand und Spesen
Vermögensverwaltungsaufwand, -gebühren; 
versch. techn. Gutachten 
Total Wertschriftenaufwand 

– 1’844.46

– 7’205’404.96
– 7’207’249.42

– 4’625.88

– 8’438’398.56
– 8’443’024.44

Total Wertschriftenerfolg 71’882’855.80 231’438’207.90

Immobilienerträge
Immobilienaufwendungen
Abschreibungen auf Immobilien
Total Immobilienerfolg 

5’649’790.20
– 766’930.27

– 3’194’096.00
1’688’763.93

5’567’545.65
– 1’147’607.25
– 3’077’096.00

1’342’842.40

Übriger Zinsaufwand
Übriger Zinsertrag
Total übriger Zinserfolg

Total Nettoerfolg Kapitalanlagen 

0.00
198’528.50
198’528.50

73’770’148.23

0.00
312’298.93
312’298.93

233’093’349.23
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Jahresrechnung

2.2 .2 Abgrenzungen

Übrige Aktiven

Diverse übrige Aktiven
Staatsbeitrag
Guthaben aus Abrechnungen Immobilienverwaltung
Guthaben Förderbeitrag Photovoltaikanlage 
Beitrag aus LSVA
Guthaben aus Vermögensverwaltung Kapitalanlagen
Marchzinsen auf Kapitalanlagen
Total übrige Aktiven

Übrige Passiven

Verbindlichkeiten aus Abrechnungen Immobilienverwaltung
Verpflichtungen aus Vermögensverwaltung Kapitalanlagen
Diverse übrige Passiven
Total übrige Passiven

	
2.3 Betriebsrechnung IV-Fonds : I IZ / Kollekt ive Leistungen

2.4 Bilanz IV-Fonds : Abgrenzungen

Übrige Passiven

Sonderschulmassnahmen
Abgrenzung Staatsbeitrag
Total übrige Passiven

	

2.5 Betriebsrechnung FAK-Fonds: Zusammensetzung Nettoerfolg aus Kapitalanlagen

Zinsen und Wertschrif tenerträge
Erträge aus Securities Lending
Nicht realisier te Kursverluste und -gewinne (=Saldo)
Total Wertschrif tenerfolg

Vermögensverwaltungsaufwand und -gebühren
Total Wertschrif tenaufwand

Total Wertschriftenerfolg

Übriger Zinsertrag
Total übriger Zinserfolg

Total Nettoerfolg Kapitalanlagen

31.12.2010
CHF

313.00
1’198’271.93

77’015.40
10’200.00

7’043’175.75
655’589.66

17’255’154.19
26’239’719.93

31.12. 2010
CHF

43’806.74
1’674’248.22

       15’916.20
1’733’971.16

31.12.2009
CHF

313.00
790’883.60

79’046.43
0.00

6’878’364.10
598’631.59

19’992’422.82
28’339’661.54

31.12. 2009
CHF

84’564.00
3’159’222.23
       4’585.25
3’248’371.48

31.12. 2010
CHF

4’580’000.00
4’005’784.27

8’585’784.27

31.12. 2009
CHF

4’419’386.00
2’620’981.54

7’040’367.54

2010
CHF

2’345’466.53
13’882.22

1’128’108.16
3’487’456.91

– 306’005.73
– 306’005.73

3’181’451.18

53’508.15
53’508.15

3’234’959.33

2009
CHF

2’240’921.82
8’341.84

7’883’312.11
10’132’575.77

– 351’921.87
– 351’921.87

9’780’653.90

51’256.82
51’256.82

9’831’910.72

Bei den Sonderschulmassnahmen werden 
am Jahresende Abgrenzungen (vgl. Bilanz 
IV-Fonds, Abgrenzungen übrige Passiven) 

vorgenommen. Baubeiträge und Betriebs-
beiträge werden bei Zahlung verbucht und 
per 31. Dezember jeweils nicht abgegrenzt.
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2.6 Bilanz FAK-Fonds

2.6.1 Kapitalanlagen

Derivative	 Positive Wieder-	 Negative Wieder-	 Kontraktvolumen
Finanzinstrumente	 beschaf fungswerte	 beschaf fungswerte
	 CHF	 CHF	 CHF
Zinsen	 0.00	 – 23’018	 860’448
Devisen	 935’718	 – 40’800	 21’228’075
Commodities	 561’619	 -332	 3’904’216
Total per 31. Dezember 2010	 1’497’337	 – 64’151	 25’992’738
Total per 31. Dezember 2009	 155’013	 – 174’323	 17’519’511

Die benötigte Liquidität zur Deckung der Derivatgeschäfte ist vorhanden.

	 31.12. 2010 	 31.12. 2009
	 CHF	 CHF
Summe der am Bilanzstichtag ausgeliehenen Wertschrif ten	 keine	 4’649’332.00

Per Bilanzstichtag waren keine Depotwerte verpfändet.

	
2.6.2 Abgrenzungen

Übrige Aktiven

Guthaben im Bereich Kapitalanlagen
Marchzinsen auf Kapitalanlagen
Total übrige Aktiven

Übrige Passiven

Verpflichtungen aus Vermögensverwaltung 
Kapitalanlagen
Total übrige Passiven

2.7 Verwaltungskostenrechnung

Bezüge des Verwaltungsrates (inkl. Tätigkeit von Ver-
waltungsratsmitgliedern im Anlagefachausschuss), der 
erweiterten Geschäftsleitung (Direktion und Abteilungs-
leiter) und des Aufsichtsrates pro Jahr (brutto)

Verwaltungsrat
Direktion und Abteilungsleiter
Aufsichtsrat

31.12. 2010
CHF

29’710.45
781’980.69
811’691.14

31. 12. 2010
CHF

75’874.71
75’874.71

31.12. 2009
CHF

24’846.42
829’792.88

854’639.30

31. 12. 2009
CHF

131’124.68
131’124.68

2010
CHF

96’000.00
1’038’338.00

0.00

2009
CHF

105’800.00
1’015’482.35

2’400.00

Die Bezüge des Verwaltungsrates sind in 
den einzelnen Jahren nicht direkt vergleich-
bar (unterschiedliche Anzahl Mitglieder).

Die Bezüge der erweiterten Geschäftslei-
tung sind in den einzelnen Jahren nicht di-
rekt vergleichbar (unterschiedliche, einma-
lige Dienstjubiläumszulagen).  

Der Aufsichtsrat wurde per Ende 2009 durch 
das Gesetz über die Steuerung und Über-
wachung öf fentlicher Unternehmen (ÖUSG) 
und die damit einhergehende Änderung der 
Spezialgesetze (AHVG, IVG, FZG) aufgelöst. 
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2.8 Bilanz Verwaltungskosten

2.8.1 Abgrenzungen

Übrige Aktiven

Restbetrag Durchführung übertragene Aufgaben
Anschlusskontrolle BPVG
Abgrenzung übertragene Aufgaben
Übrige Abgrenzungen
Total übrige Aktiven

Übrige Passiven

Abgrenzung Revisionshonorar
Abgrenzung übertragene Aufgaben
Übrige Abgrenzungen
Total übrige Passiven

31. 12. 2010
CHF

5’000.00
0.00

1’359’528.16
    13’028.60
1’377’556.76

31. 12. 2010
CHF

47’800.00
18’467.54

  7’883.95
74’151.49

31. 12. 2009
CHF

55’000.00
45’000.00

670’410.48
    1’391.60
771’802.08

31.12.2009
CHF

80’700.00
0.00

  7’843.50
88’543.50

2.8.2 Rückstellungsspiegel
		  EDV-Projekt	 Frühpensionierung	 Ferien/Überzeit	 Total
		  CHF	 CHF	 CHF	 CHF

Buchwert per 01. 01. 2009		  306’000.00	 1’901’845.25	 0.00	 2’207’845.25
Bildung		  0.00	 0.00	 360’000.00	 360’000.00
Verwendung		  139’873.00	 475’287.60	 0.00	 615’160.60
Auflösung		  146’127.00	 946’557.65	 0.00	 1’092’684.25
Buchwert per 31. 12. 2009		  20’000.00	 480’000.00	 360’000.00	 860’000.00

Bildung		  0.00	 194’596.67	 0.00	 194’596.67
Verwendung		  0.00	 344’596.67	 0.00	 344’596.67
Auflösung		  20’000.00	 0.00	 20’000.00	 40’000.00
Buchwert per 31. 12. 2009		  0.00	 330’000.00	 340’000.00	 670’000.00

Erläuterungen zur Bildung und Verwendung von Rückstellungen im Bereich der Verwaltungskosten

Jahresrechnung

Hinsichtlich der EDV-Rückstellung ist der 
zuletzt verbliebene Zweck (Mehrwertsteu-
errechnungen)  dahingefallen. Die Rückstel-
lung wurde aufgelöst. 
Hinsichtlich der Rückstellungen für Frühpen-
sionierungen des Personals wurden 2009 
nicht benötigte Rückstellungen aufgelöst 

(bzw. es wurde die Rückstellung reduziert). 
Die Bildung von Rückstellungen nach be-
triebswir tschaftlichen Kriterien er folgt aus 
anfallenden Kosten für angetretene oder zu-
gesagte Frühpensionierungen (die Verwen-
dung er folgt entsprechend dem Zweck der 
Rückstellung). 

Rückstellungen für Ferien/Überzeit wurden 
erstmals 2009 gebildet. Sie werden laufend 
entsprechend den Überhängen am Jahres-
ende gebildet oder aufgelöst.

	

3 		Bürgschaften, Garantieverpflichtungen, Pfandbestellungen, weitere Eventualverbindlichkeiten 
	 und sonstige finanzielle Verpflichtungen

3.1 Bürgschaften, Garantieverpfl ichtungen, Pfandbestellungen und weitere Eventualverbindlichkeiten
	
	 31. 12. 2010	 31. 12. 2009 
AHV-IV-FAK-Fonds und Verwaltungskostenrechnung	 Keine	 Keine	

3.2 Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Es bestehen mit Ausnahme der nachfolgend 
aufgeführten Positionen keine weiteren Ver-
pflichtungen, die für die Beurteilung der Fi-
nanzlage per Bilanzstichtag von Bedeutung 

sind. Bezüglich der Vornahme von Abgren-
zungen wird auf Zif fern 1.1 und 2.3.1 des 
Anhangs verwiesen. 

AHV-/FAK-Fonds, Kapitalanlagen, offene Kapitalzusagen Immobilienfonds per 31. 12. 2010 :

Fonds 1:	 EUR 136’762.70 umgerechnet zu CHF / EUR 1.34155	 CHF 183’474.00
Fonds 2:	 EUR 775’163.87 umgerechnet zu CHF / EUR 1.34155	 CHF 1’039’921.10

IV-Fonds, Interinstitutionelle Zusammenarbeit /Kollektive Leistungen

Per Bilanzstichtag zugesagte Beiträge:	 31. 12. 2010	 31. 12. 2009
	 CHF	 CHF
offene Baubeiträge nach Art. 82. IVG	 6’795’000.00	 9’920’000.00
offene Betriebsbeiträge nach Art. 82 IVG	 pro memoria	 pro memoria
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